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(Mitteilungen)

RAT

GEMEINSAMER STANDPUNKT (EG) Nr. 21/97

vom Rat festgelegt am 14. April 1997

im Hinblick auf den Erlafl der Verordnung (EG) Nr. .

../97 des Rates vom ... zur Anderung

der Verordnung (EWG) Nr. 684/92 zur Einfilhrung gemeinsamer Regeln fiir den grenziiber-
schreitenden Personenverkehr mit Kraftommbussen

(97/C 164/01)

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag zur Grundung der Europdischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 75 Absatz 1,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses (2),

gemifs dem Verfahren des Artikels 189¢ des Vertrags (%),
in Erwidgung nachstehender Grinde:

(1) Nach Artikel 75 Absatz 1 Buchstabe a) des Vertra-
ges gehort zur Einfithrung einer gemeinsamen Ver-
kehrspolitik unter anderem die Aufstellung gemein-
samer Regeln fiir den grenziuberschreitenden Perso-
nenverkehr auf der Strafe.

(2) Entsprechende Regeln sind in der Verordnung
(EWG) Nr. 684/92 des Rates vom 16. Mirz 1992
zur Einfilhrung gemeinsamer Regeln fiir den grenz-
iiberschreitenden Personenverkehr mit Kraftomni-
bussen (*) enthalten.

(3} In Artikel 20 der Verordnung (EWG) Nr. 684/92
ist vorgesehen, daf§ die Kommission dem Rat vor

(') ABL. Nr. C 203 vom 13. 7. 1996, S. 11.

(3) Stellungnahme vom 27. November 1996 (ABI. Nr. C 66 vom
3.3.1997, S. 23).

(*) Stellungnahme des Europdischen Parlaments vom 28. No-

vember 1996 (ABL Nr. C 380 vom 16. 12. 1996, S. 40),

gemeinsamer Standpunkt des Rates vom 14. April 1997 und

Beschluf§ des Europdischen Parlaments vom ... (noch ‘icht

im Amtsblatt veroffentlicht).

(*) ABL Nr. L 74 vom 20. 3. 1992, S. 1.

dem 1. Juli 1995 Bericht iiber die Durchfiihrung
jener Verordnung erstattet und der Rat vor dem
1. Januar 1997 auf Vorschlag der Kommission
Regeln zur Vereinfachung der Verfahren und —
entsprechend den Ergebnissen des Berichts — gege-
benenfalls zum Wegfall der Genehmigungen erlafit.

Eine Vereinfachung und Verbesserung der Defini-
tion der verschiedenen Verkehrsdienste im grenz-
uiberschreitenden Personenverkehr mit Kraftomni-
bussen ist zweckmafiig. Diese Verkehrsdienste kon-
nen unterteilt werden in Linienverkehr, Sonderfor-
men des Linienverkehrs und Gelegenheitsverkehr;
das Konzept ,Pendelverkehr* kann deshalb entfal-
len.

Fir alle Beforderungen im Gelegenheitsverkehr, im
Rahmen von Sonderformen des Linienverkehrs und
im Werkverkehr sollte eine Regelung fiir den
Zugang zum genehmigungsfreien Markt vorgesehen
werden.

Fur den Linienverkehr ist die Genehmigungsrege-
lung beizubehalten, wobei aber in die Beforderungs-
bedingungen fiir diesen Verkehr eine gewisse Flexi-
bilitdt eingebaut werden sollte.

Damit der Wettbewerb zwischen den Verkehrstri-
gern erhalten bleibt, sollte nach einer bestimmten
Frist der Vorrang des Schienenverkehrs vor neuen
Verkehrsdiensten mit Kraftomnibussen aufgehoben
werden.

Um die Kontrolle der Verkehrsbewegungen zu
erleichtern, sind alle Arten des gewerblichen grenz-
uberschreitenden Personenverkehrs auf der StrafSe
einer Gemeinschaftslizenz zu unterwerfen, die nach
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einem harmonisierten Muster im Wege eines
raschen und effizienten Verwaltungsverfahrens er-
teilt wird.

(9) Es ist erforderlich, einige im Rahmen des Genehmi-
gungsverfahrens vorgesehene Fristen flexibler zu
gestalten.

(10) Es obliegt den Mitgliedstaaten, die zur Anwendung
dieser Verordnung und insbesondere zur Ahndung
von Verstoflen notwendigen Maflnahmen zu tref-
fen, die effizient, verhiltnismifSig und abschreckend
sein miissen.

(11) Die Kommission sollte beim Erlafl der Durchfiih-
rungsbestimmungen zu dieser Verordnung in bezug
auf die beim Beforderungsdienst erforderlichen
Dokumente von einem beratenden Ausschuf§ unter-
stiitzt werden.

(12) Fiir die Einfithrung der Gemeinschaftslizenz sollte
eine angemessene Frist vorgesehen werden.

(13) Die Anwendung dieser Verordnung sollte anhand
eines von der Kommission zu erstellenden Berichts
iiberwacht werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EWG) Nr. 684/92 wird wie folgt gedn-
dert:

1. In Artikel 2

— wird unter Nummer 1.1 folgender Absatz hinzu-
gefiigt: ,,Eine Anpassung der Beforderungsbedin-
gungen eines solchen Verkehrsdienstes beein-
trachtigt nicht seinen Charakter als Linienver-

kehr.“;
— wird Nummer 1.2 Buchstabe d) gestrichen;

— werden in Nummer 1.3 die Worte ,,der Einsatz
zusitzlicher Fahrzeuge und die Durchfihrung
von auflerplanmifligen Zusatzfahrten® gestri-
chen;

— wird Nummer 2 gestrichen;

— erhilt Nummer 3.1 folgende Fassung:

»3.1. Gelegenheitsverkehr ist der Verkehrs-
dienst, der nicht der Begriffsbestimmung
des Linienverkehrs, einschlieflich der Son-
derformen des Linienverkehrs, entspricht
und fir den insbesondere kennzeichnend
ist, dafl auf Initiative eines Auftraggebers
oder des Verkehrsunternehmers selbst
vorab gebildete Fahrgastgruppen befordert
werden.

Die Durchfithrung von parallelen oder
zeitlich befristeten Verkehrsdiensten, die
bestehenden Liniendiensten vergleichbar
und auf deren Benutzer ausgerichtet sind,
unterliegt der Pflicht zur Genehmigung
nach dem in Abschnitt II festgelegten Ver-
fahren.“;

— wird Nummer 3.2 gestrichen;

— werden in Nummer 3.4 Absatz 2 die Worte
»nach Anhorung der Mitgliedstaaten® durch
»hach dem Verfahren des Artikels 16a* ersetzt;

— erhilt Nummer 4 folgende Fassung:

»4. Werkverkehr

Werkverkehr ist der nichtkommerzielle Ver-
kehrsdienst ohne Erwerbszweck, den eine
natiirliche oder juristische Person unter fol-
genden Bedingungen durchfithrt:

— Bei der Beforderungstitigkeit handelt es
sich lediglich um eine Nebentitigkeit der
natiirlichen oder juristischen Person;

— die eingesetzten Fahrzeuge sind Eigen-
tum der natiirlichen oder juristischen
Person oder wurden von ihr im Rahmen
eines Abzahlungsgeschifts gekauft ‘oder
sind Gegenstand eines Langzeitleasing-
Vertrags und werden von einem Ange-
horigen des Personals der natiirlichen
oder juristischen Person oder von der
natiirlichen Person selbst gefiihrt.“

Artikel 3 Absatz 1 erster Gedankenstrich erhilt
folgende Fassung:

»— im Niederlassungsstaat die Genehmigung fiir
Personenbeforderungen mit  Kraftomnibussen
im Linienverkehr, einschlieflich der Sonderfor-
men des Linienverkehrs, oder im Gelegenheits-
verkehr erhalten hat;“.

Folgender Artikel wird eingefiigt:
LArtikel 3a

Gemeinschaftslizenz

(1)  Fur den grenziiberschreitenden Personenver-
kehr mit Kraftomnibussen muf jeder Verkehrsunter-
nehmer, der den in Artikel 3 Absatz 1 festgelegten
Kriterien entspricht, im Besitz einer Gemeinschaftsli-
zenz sein, die von den zustindigen Behorden des
Mitgliedstaats der Niederlassung nach dem im
Anhang enthaltenen Muster ausgestellt wurde.

(2)  Die zustiandigen Behorden des Niederlassungs-
staats stellen dem Inhaber der Gemeinschaftslizenz
die Originallizenz aus, die beim Verkehrsunterneh-
mer aufbewahrt wird, sowie beglaubigte Kopien in
einer Anzahl, die der Zahi der fiir den grenziiber-
schreitenden Personenverkehr eingesetzten Fahrzeuge
entspricht, iber die der Lizenzinhaber entweder als
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Eigentiimer oder anderweitig verfiigt, inbesondere
aufgrund eines Abzahlungskaufvertrags, eines Miet-
oder eines Mietkaufvertrags (Leasingvertrags).

(3)  Die Gemeinschaftslizenz wird auf den Namen
des Verkehrsunternehmers ausgestellt. Sie kann von
diesem nicht auf Dritte iibertragen werden. Eine
beglaubigte Kopie der Gemeinschaftslizenz ist in den
Fahrzeugen mitzufithren und den Kontrollberechtig-
ten auf Verlangen vorzuzeigen.

(4)  Die Gemeinschaftslizenz wird fiir einen Zeit-
raum von fiinf Jahren ausgestellt und kann verlan-
gert werden.

(5) Die Gemeinschaftslizenz ersetzt das von den
zustandigen Behorden des Niederlassungsstaats aus-
gestellte Dokument, das die Zulassung des Verkehrs-
unternehmers zum grenziiberschreitenden Personen-
verkehr auf der Strafle bescheinigt.

(6)  Die zustindigen Behorden des Niederlassungs-
staats priifen bei der Einreichung eines Lizenzantrags
und anschliefend zumindest alle fiinf Jahre, ob der
Verkehrsunternehmer den Bedingungen des Arti-
kels 3 Absatz 1 entspricht oder noch entspricht.

(7)  Sind die Bedingungen des Artikels 3 Absatz 1
nicht erfillt, so verweigern die zustindigen Behor-
den des Niederlassungsstaats die Ausstellung oder
die Verlingerung der Gemeinschaftslizenz durch eine
mit Griinden versehene Entscheidung.

(8)  Die Mitgliedstaaten gewihrleisten, daf$ Ver-
kehrsunternehmer, die eine Gemeinschaftslizenz be-
antragt haben oder innehaben, gegen die Verweige-
rung oder den Entzug dieser Lizenz durch die
zustandigen Behorden des Niederlassungsstaats Wi-
derspruch erheben konnen.

(9)  Die Mitgliedstaaten tibermitteln der Kommis-
sion spdtestens am 31. Januar jedes Jahres die
Anzahl der Verkehrsunternehmer, die am 31. De-
zember des Vorjahres Inhaber einer Gemeinschaftsli-
zenz waren, und die Anzahl der beglaubigten Geneh-
migungen, die der Anzahl der zu diesem Zeitpunkt
zugelassenen Fahrzeuge entspricht.

(10)  Die Mitgliedstaaten konnen beschlieffen, dafs
die Gemeinschaftslizenz auch fir die Beforderung im
innerstaatlichen Verkehr gilt.“

Artikel 4 erhilt folgende Fassung:
wArtikel 4

Zugang zum Markt

(1) Gelegenheitsverkehr gemifl Artikel 2 Num-
mer 3.1 ist nicht genehmigungspflichtig.

(2) Die Sonderformen des Linienverkehrs im
Sinne des Artikels 2 Nummer 1.2 sind nicht geneh-
migungspflichtig, sofern sie zwischen dem Veranstal-
ter und dem Verkehrsunternehmer vertraglich gere-
gelt sind.

(3)  Leerfahrten im Zusammenhang mit dem Ver-
kehr gemifl den Absitzen 1 und 2 sind ebenfalls
nicht genehmigungspflichtig.

(4)  Linienverkehr gemif$ Artikel 2 Nummer 1.1
Absatz 1 sowie die Sonderformen des Linienver-
kehrs, die zwischen dem Veranstalter und dem Ver-
kehrsunternehmer nicht vertraglich geregelt sind,
sind gemifs den Artikeln 5 bis 10 genehmigungs-
pflichtig.

(5) Die Regelung fir die Beforderung im Werk-
verkehr ist in Artikel 13 festgelegt.“

Der Titel von Abschnitt 1T erhilt folgende Fassung:
»GENEHMIGUNGSPFLICHTIGER LINIENVERKEHR*.

In Artikel §

— erhilt Absatz 1 Unterabsatz 2 Satz 1 folgende
Fassung:

,Bei fiir den Betrieb von Linienverkehr gebilde-
ten Unternehmensvereinigungen wird die Geneh-
migung auf den Namen aller Unternehmen aus-
gestellt.“;

— erhdlt Absatz 2 Satz 1 folgende Fassung:

»(2)  Die maximale Gulugkeitsdauer der Ge-
nehmigungen betrage funf Jahre.;

— erhalt Absatz 3 Buchstabe d) folgende Fassung:
»d) die Haltestellen und die Fahrplane*;

— werden in Absatz 4 die Worte ,nach Anhérung
der Mitgliedstaaten“ durch ,nach dem Verfahren
des Artikels 16a“ ersetzt;

— erhdlt Absatz 5 folgende Fassung:

»{5)  Die Genehmigung berechtigt den oder die
Genehmigungsinhaber zu Beforderungen im Rah-
men des Linienverkehrs im Hoheitsgebiet aller
Mitgliedstaaten, das durch die Streckenfiithrung
des Verkehrs berithrt wird.«;

— wird folgender Absatz angefiigt:

»(6)  Der Betreiber eines Linienverkehrsdien-
stes darf zusitzliche Fahrzeuge einsetzen, um
einer voriibergehenden oder auflergewohnlichen
Situation zu begegnen.

In diesem Fall hat der Verkehrsunternehmer
dafiir zu sorgen, daf8 folgende Dokumente in den
Fahrzeugen mitgefiihrt werden:

— eine Kopie der Genehmigung fiir den Linien-
verkehr;

— eine Kopie des Vertrags zwischen dem Betrei-
ber des Linienverkehrsdienstes und dem
Unternehmen, das die zusitzlichen Fahrzeuge
bereitstellt, oder ein gleichwertiges Doku-
ment;

— eine beglaubigte Kopie der dem Betreiber des
Linienverkehrsdienstes ausgestellten Gemein-
schaftslizenz.«
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7. Artikel 6 wird wie folgt gedndert:

— Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

»(1)  Die Genehmigungsantrdge fiir Linienver-
kehr sind bei der zustindigen Behérde (nachste-
hend ,Genehmigungsbehoérde® genannt) des Mit-
gliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet sich der Aus-
gangsort befindet, zu stellen. Als Ausgangsort gilt
eine der Endhaltestellen des Verkehrsdienstes.“

— In Absatz 2 werden die Worte ,,nach Anhorung
der Mitgliedstaaten“ durch ,,nach dem Verfahren
des Artikels 16a“ ersetzt.

— Absatz 3 erhilt folgende Fassung:

»(3)  Der Antragsteller erteilt zur Begriindung
seines Genehmigungsantrags alle zusitzlichen
Angaben, die er firr zweckdienlich hilt oder um
die die Genehmigungsbehorde ersucht, insbeson-
dere einen Fahrplan, anhand dessen die Einhal-
tung der gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften
iiber die Lenk- und Ruhezeiten tiberpriift werden
kann, sowie eine Kopie der Gemeinschaftslizenz

" gemifS Artikel 3a fiir die gewerbliche Personen-
beforderung im grenziiberschreitenden Verkehr
auf der Strafle.“

. Artikel 7 erhilt folgende Fassung:
wArtikel 7

Genehmigungsverfahren

(1)  Die Genehmigung wird im Einvernehmen mit
den Behorden aller Mitgliedstaaten erteilt, in deren
Hobheitsgebiet Fahrgiste aufgenommen oder abge-
setzt werden. Die Genehmigungsbehorde iibermittelt
diesen Behorden sowie den zustindigen Behorden
der Mitgliedstaaten, deren Hoheitsgebiet durchfah-
ren wird, ohne dafé Fahrgiste aufgenommen oder
abgesetzt werden, zusammen mit ihrer Beurteilung
eine Kopie des Antrags sowie aller sonstigen zweck-
dienlichen Unterlagen.

(2)  Die zustindigen Behorden der Mitgliedstaa-
ten, um deren Zustimmung ersucht wurde, teilen der
Genehmigungsbehorde binnen zwei Monaten ihre
Entscheidung mit. Diese Frist berechnet sich ab dem
Zeitpunkt des Eingangs des Ersuchens um Stellung-
nahme, der auf der Empfangsbestitigung angegeben
ist. Hat die Genehmigungsbehorde innerhalb dieser
Frist keine Antwort erhalten, so gilt dies als Zustim-
mung der ersuchten Behorden, und die Genehmi-
gungsbehorde erteilt die Genehmigung.

Die Behorden der Mitgliedstaaten, deren Hoheitsge-
biet durchfahren wird, ohne daff Fahrgiste aufge-
nommen oder abgesetzt werden, konnen der Geneh-
migungsbehérde innerhalb der in Unterabsatz 1
genannten Frist ihre Bemerkungen mitteilen.

(3)  Vorbehaltlich der Absitze 7 und 8 entscheidet
die Genehmigungsbehorde binnen vier Monaten
nach Einreichung des Antrags durch den Verkehrs-
unternehmer.

(4)  Die Genehmigung wird erteilt, es sei denn,

a) der Antragsteller kann den Verkehr, fiir den der
Antrag gestellt wurde, nicht mit ihm unmittelbar
zu Verfiigung stehenden Fahrzeugen durchfiih-
ren;

b) der Antragsteller hat frither die einzelstaatlichen
oder internationalen Rechtsvorschriften iiber die
Beforderungen im Straflenverkehr, insbesondere
die Bedingungen und Anforderungen im Zusam-
menhang mit Genehmigungen fiir den grenziiber-
schreitenden Personenverkehr, nicht eingehalten
oder er hat schwerwiegend gegen die Vorschrif-
ten uber die Sicherheit im Straflenverkehr, insbe-
sondere die Bestimmungen betreffend die Fahr-
zeuge und die Lenk- und Ruhezeiten der Fahrer,
verstoflen;

im Fall eines Antrages auf Erneuerung einer
Genehmigung wurden die Bedingungen fiir die
Genehmigung nicht erfiilit;

(g]

d) es wird nachgewiesen, dafl der betreffende Ver-
kehrsdienst das Bestehen der bereits genehmigten
Liniendienste unmittelbar gefahrden wiirde; dies
gilt nicht fiir den Fall, daf die betreffenden
Liniendienste nur von einem einzigen Verkehrs-
unternehmen oder einer einzigen Gruppe von
Verkehrsunternehmen erbracht werden;

e) es stellt sich heraus, daff der Betrieb der Ver-
kehrsdienste, die Gegenstand des Antrags sind,
nur auf die eintrdglichsten Dienste unter den
vorhandenen Verkehrsdiensten auf den betreffen-
den Verbindungen abzielt;

f) ein Mitgliedstaat entscheidet aufgrund einer ein-
gehenden Analyse, daf§ der genannte Verkehrs-
dienst die Funktionsfihigkeit eines vergleichba-
ren Eisenbahndienstes auf den betreffenden
direkten Teilstrecken ernsthaft beeintrichtigen
wiirde. Jede aufgrund dieser Bestimmung getrof-
fene Entscheidung wird zusammen mit ihrer
Begriindung den betroffenen Verkehrsunterneh-
mern mitgeteilt.

Ab 1. Januar 2000 kann ein Mitgliedstaat mit
Zustimmung der Kommission sechs Monate
nach Unterrichtung des Verkehrsunternehmers
die Genehmigung fiir den Betrieb des grenziiber-
schreitenden Verkehrsdienstes mit Kraftomnibus-
sen aussetzen oder entziehen, falls ein bestehen-
der grenzuberschreitender Verkehrsdienst mit
Kraftomnibussen ernsthaft die Funktionsfihig-
keit eines vergleichbaren Eisenbahndienstes auf
den betreffenden direkten Teilstrecken beein-
trachtigt.

Bietet ein Verkehrsunternehmen niedrigere Preise als
andere Kraftverkehrsunternehmen an oder wird die
betreffende Verbindung bereits von anderen Kraft-
verkehrsunternehmen bedient, so rechtfertigt dies
allein noch keine Ablehnung des Antrags.

(5) Die Genehmigungsbehorde und die zustindi-
gen Behorden aller Mitgliedstaaten, die sich am
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10.

11.

12.

Zustandekommen eines Einvernehmens gemifs- Ab-
satz 1 beteiligen miissen, diirfen Antrage nur aus
Grinden ablehnen, die mit dieser Verordnung ver-
einbar sind.

(6) Kommt das Einvernehmen gemafl Absatz 1
nicht zustande, so kann die Kommission innerhalb

“von fiunf Monaten ab dem Zeitpunkt der Einrei-

chung des Genehmigungsantrags durch den Ver-
kehrsunternehmer damit befaflt werden.

(7)  Die Kommission entscheidet nach Anhorung
der beteiligten Mitgliedstaaten binnen zehn Wochen;
diese Entscheidung tritt dreiffig Tage nach ihrer
Bekanntgabe an die beteiligten Mitgliedstaaten in
Kraft.

(8)  Die Entscheidung der Kommission bleibt bis
zum Zustandekommen eines Einvernehmens zwi-
schen den beteiligten Mitgliedstaaten in Kraft.

(9)  Nach Abschluf§ des in diesem Artikel vorgese-
henen Verfahrens teilt die Genehmigungsbehorde
allen in Absatz 1 genannten Behorden ihre Entschei-
dung mit und ibermittelt ihnen gegebenenfalls eine
Kopie der Genehmigung; die zustindigen Behoérden
der Transitmitgliedstaaten konnen auf diese Unter-
richtung verzichten.*

In Artikel 8 Absatz 3 Unterabsatz 2 werden nach
dem Wort ,,Anpassungen® die Worte ,,des Einsatzes
der Verkehrsdienste,“ eingefugt.

Artikel 9 Absatz 4 wird gestrichen.

Der Titel von Abschnitt III erhilt folgende Fassung:

»GELEGENHEITSVERKEHR UND ANDERE NICHT
GENEHMIGUNGSPFLICHTIGE VERKEHRSDIENSTE*.

Artikel 11 erhilt folgende Fassung:
wArtikel 11

Fahrtenblatt

(1)  Bei den in Artikel 4 Absatz 1 genannten
Verkehrsdiensten ist ein Fahrtenblatt mitzufithren.

(2)  Verkehrsunternehmer, die Beforderungen im
Gelegenheitsverkehr durchfithren, miissen vor An-
tritt jeder Fahrt das Fahrtenblatt ausfiillen.

(3)  Das Fahrtenblatt enthalt mindestens folgende
Angaben:

a) Art des Verkehrsdienstes;
b) Hauptstreckenfithrung;
¢) den oder die beteiligten Verkehrsunternehmer.

(4)  Die Fahrtenblatthefte werden von den zustin-
digen Behorden des Mitgliedstaats, in dem der Ver-
kehrsunternehmer ansissig ist, oder von durch sie
benannten Stellen ausgegeben.

(5) Die Kommission legt das Muster des Fahrten-
blatts sowie die Einzelheiten seiner Anwendung nach
dem Verfahren des Artikels 16a fest.“

13.

14.

15.

16.

In Artikel 12 Absatz 1 werden die Worte ,des
grenziiberschreitenden Pendelverkehrs mit Unter-
bringung sowie® gestrichen.

In Artikel 13 Absatz 2 wird
— Absatz 2 gestrichen;

— werden in Absatz 3 Unterabsatz 2 die Worte
»hach Anhorung der Mitgliedstaaten durch
»hach dem Verfahren des Artikels 16a“ ersetzt.

In Artikel 14

— werden im Einleitungssatz des Absatzes 1 die
Worte ,,oder einen Pendelverkehr gestrichen;

— erhdlt der letzte Gedankenstrich in Absatz 1
folgende Fassung:

»— den Beforderungspreis. “

Artikel 16 erhalt folgende Fassung:
LArtikel 16
Ahndung von Verstoflen und gegenseitige Amtshilfe

(1)  Die zustindigen Behorden des Mitgliedstaats,
in dem der Verkehrsunternehmer ansissig ist, entzie-
hen die in Artikel 3a vorgesehene Gemeinschaftsli-
zenz, wenn

— der Inhaber die Bedingungen des Artikels 3
Absatz 1 nicht mehr erfiillt;

— die fir die Erteilung der Gemeinschaftslizenz
wesentlichen Angaben des Inhabers unrichtig
waren.

(2)  Die Genehmigungsbehorde widerruft insbe-
sondere auf Verlangen des Mitgliedstaats, in dem
der Verkehrsunternehmer ansissig ist, die aufgrund
dieser Verordnung erteilte Genehmigung, wenn der
Inhaber die Voraussetzungen, die fiir deren Erteilung
ausschlaggebend waren, nicht mehr erfiillt. Sie unter-
richtet davon unverziiglich die zustindigen Behorden
des betreffenden Mitgliedstaats.

(3)  Bei einem schwerwiegenden Verstof$ oder wie-
derholten geringfiigigen Verstofien gegen die Vor-
schriften tber die Sicherheit im Straflenverkehr,
inbesondere die Bestimmungen betreffend die Fahr-
zeuge, die Lenk- und Ruhezeiten der Fahrer sowie
die Durchfiihrung von parallelen oder zeitlich befri-
steten Verkehrsdiensten nach Artikel 2 Nummer 1.3
ohne entsprechende Genehmigung, konnen die
zustandigen Behorden des Mitgliedstaats, in dem der
Verkehrsunternehmer, der gegen die betreffenden
Vorschriften verstofien hat, ansissig ist, insbeson-
dere den Entzug der Gemeinschaftslizenz oder einen
befristeten und/oder teilweisen Entzug von beglau-
bigten Kopien der Gemeinschaftslizenz verfiigen.

Diese Sanktionen bestimmen sich nach der Schwere
des vom Inhaber der Gemeinschaftslizenz begange-
nen Verstofles und nach der Gesamtzahl der beglau-
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bigten Kopien, iiber die dieser fuir seine grenziiber-
schreitenden Verkehrsdienste verfiigt.

(4)  Die zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten
lassen in ihrem Hoheitsgebiet einen Verkehrsunter-
nehmer zum grenziiberschreitenden Personenverkehr
im Sinne dieser Verordnung nicht zu, wenn dieser
wiederholt schwerwiegend gegen die Vorschriften
iiber die Sicherheit im Straflenverkehr, insbesondere
die Bestimmungen betreffend die Fahrzeuge und die
Lenk- und Ruhezeiten der Fahrer, verstofSen hat. Sie
unterrichten davon unverziiglich die zustdndigen
Behorden des betreffenden Mitgliedstaats.

(5)  Die Mitgliedstaaten unterrichten die anderen
beteiligten Mitgliedstaaten auf deren Ersuchen iiber

— Verstofle gegen diese Verordnung und alle ande-
ren gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften iber
den grenziiberschreitenden Personenverkehr mit
Kraftomnibussen, sofern diese Verstofie in ihrem
eigenen Hoheitsgebiet von einem Verkehrsunter-
nehmen aus einem anderen Mitgliedstaat began-
gen werden, sowie Uber die Ahndung dieser
Verstofe;

— die Ahndung von Verstofen, die ihre eigenen
Verkehrsunternchmen im  Hobheitsgebiet eines
anderen Mitgliedstaats begangen haben.*

Folgender Artikel wird eingefiigt:
LArtikel 16a

Wird auf das Verfahren dieses Artikels Bezug
genommen, so wird die Kommission von dem mit
Verordnung (EG) Nr. .. ./97 des Rates vom ... zur
Festlegung der Bedingungen fiir die Zulassung von
Verkehrsunternehmen zum Personenverkehr mit
Kraftomnibussen innerhalb eines Mitgliedstaats, in
dem sie nicht ansassig sind (*) eingesetzten beraten-
den Ausschufs unterstiitzt, in dem der Vertreter der
Kommission den Vorsitz fihrt.

Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem Aus-
schuf einen Entwurf der zu treffenden Mafinahmen.
Der Ausschufd gibt — gegebenenfalls nach Abstim-
mung — seine Stellungnahme zu diesem Entwurf
innerhalb einer Frist ab, die der Vorsitzende unter
Beriicksichtigung der Dringlichkeit der betreffenden
Frage festsetzen kann.

Die Stellungnahme wird in das Protokoll des Aus-
schusses aufgenommen; daruber hinaus hat jeder
Mitgliedstaat das Recht zu verlangen, dafl sein
Standpunkt im Protokoll festgehalten wird.

Die Kommission berucksichtigt soweit wie moglich
die Stellungnahme des Ausschusses. Sie unterrichtet
den Ausschufs dariiber, inwieweit sie seine Stellung-
nahme beriicksichtigt hat.

(*) ABL Nr. L ... vom ...

18. Artikel 19 Absatz 2 erhilt folgende Fassung:

»Die Mitgliedstaaten ergreifen MafSnahmen, die ins-
besondere die Mittel der Uberwachung sowie die
Regelung der Ahndung von Verstoflen gegen Bestim-
mungen dieser Verordnung betreffen, und treffen
alle notwendigen Vorkehrungen, um die Durchfiih-
rung dieser Sanktionen zu gewihrleisten. Die vorge-
sehenen Sanktionen miissen wirksam, verhiltnismi-
Rig und von abschreckender Wirkung sein. Die Mit-
gliedstaaten teilen der Kommission die getroffenen
MafBnahmen spitestens 12 Monate nach Inkrafttre-
ten dieser Verordnung und eventuelle spitere Ande-
rungen jeweils schnellstmoglich mit. Sie gewihrlei-
sten, dafs alle diese MafSnahmen ohne Diskriminie-
rung aufgrund der Staatsangehorigkeit oder des
Ortes der Niederlassung des Verkehrsunternehmens
durchgefithrt werden.“

19. Der Anhang wird durch den Anhang im Anhang zu
dieser Verordnung ersetzt.

Artikel 2

Die Mitgliedstaaten erlassen bis zum ...(*) nach An-
horung der Kommission die zur Durchfithrung dieser
Verordnung erforderlichen Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften und teilen diese der Kommission mit.

Artikel 3

Die Kommission erstattet dem Europiischen Parlament
und dem Rat spatestens am 31. Dezember 1999 iiber die
Ergebnisse der Durchfithrung dieser Verordnung Bericht.

Artikel 4

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veroffent-
lichung im Amisblatt der Europdischen Gemeinschaften
in Kraft.

Sie gilt ab ...(*) mit Ausnahme von Artikel 3, der ab
oo (F7) gilt.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich
und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.

Geschehen zu . ..

Im Namen des Rates

Der Prisident

(*) 12 Monate nach dem Tag des Inkrafttretens dieser Ver-
ordnung.

(**) 18 Monate nach dem Tag des Inkrafttretens dieser Ver-
ordnung.
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ANHANG
LANHANG

EUROPAISCHE GEMEINSCHAFT
(@)
(Kréftiges blaues Papier — Format DIN A 4)

(Seite 1 der Lizenz)

(Der Text ist in der (den) Amtssprache(n) oder einer der Amtssprachen des Mitgliedstaates abgefaBt,
der die Lizenz erteilt)

Nationalitdtszeichen (') des Mitglied- Bezeichnung der zustandigen Behorde
staats, der die Lizenz ausstelit oder Stelle
LIZENZ Nr. .............

fiir den gewerblichen grenziiberschreitenden Personenverkehr mit
Kraftomnibussen

ist zu den in der Verordnung (EWG) Nr. 684/92 des Rates vom 16. Marz 1992, in der Fassung der
Verordnung (EG Nr. ... /97, festgelegten Bedingungen sowie nach MaBgabe der allgemeinen
Bestimmungen dieser Lizenz im Gebiet der Gemeinschaft zum gewerblichen grenzliberschreitenden
Personenkraftverkehr zugelassen.

Besondere Bemerkungen: ... ..
Diese Lizenz gilt von ............................... bis .
Ausgestelit in ... AM

(") (B) Belgien, (DK) Danemark, (D) Deutschland, (GR) Griechenland, (E) Spanien, (F) Frankreich, (IRL) Irland,
() ttalien, (L) Luxemburg, (NL) Niederlande, (A) Osterreich, (P) Portugal, (FIN) Finnland, (S) Schweden, (UK)
Vereinigtes Konigreich.

(3 Name oder Firmenbezeichnung und vollstandige Anschrift des Verkehrsunternehmers.

(%) Unterschrift und Stempel der ausstellenden Behorde oder Stelle.
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Allgemeine Bestimmungen

Diese Lizenz wird erteilt aufgrund der Verordnung (EWG) Nr. 684/92 des Rates vom 16. Mirz 1992
zur Einfithrung gemeinsamer Regeln fur den grenziiberschreitenden Personenverkehr mit Kraftomnibus-
sen in der Fassung der Verordnung (EG) Nr. .. ./97.

Diese Lizenz wird von den zustindigen Behorden des Mitgliedstaats erteilt, in dem der gewerbliche
Verkehrsunternehmer niedergelassen ist, der

— im Niederlassungsstaat die Genehmigung fiir Personenbeforderungen mit Kraftomnibussen im
Linienverkehr, einschliefSlich der Sonderformen des Linienverkehrs, oder im Gelegenheitsverkehr
erhalten hat,

— die Voraussetzungen der gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften iiber den Zugang zum Beruf des
Personenkraftverkehrsunternehmers im innerstaatlichen und grenziiberschreitenden Verkehr erfiilit
und

— die Rechtsvorschriften iiber die Sicherheit im Strafenverkehr fiir Fahrer und Fahrzeuge erfillt.

Diese Lizenz berechtigt zur Durchfithrung gewerblicher grenziiberschreitender Pesonenbeforderungen mit
Kraftomnibussen auf allen Verkehrsverbindungen im Gebiet der Gemeinschaft,

— wobei Ausgangs- und Bestimmungsort sich in zwei verschiedenen Mitgliedstaaten befinden, mit oder
ohne Transit durch einen oder mehrere Mitgliedstaaten oder Drittstaaten,

— von einem Mitgliedstaat in einen Drittstaat und umgekehrt, mit oder ohne Transit durch einen oder
mehrere Mitgliedstaaten oder Drittstaaten,

— zwischen Drittstaaten, mit Transit durch einen oder mehrere Mitgliedstaaten,

sowie zu Leerfahrten im Zusammenhang mit diesen Beforderungen gemif den Bestimmungen der
Verordnung (EWG) Nr. 684/92.

Bei Beforderungen von einem Mitgliedstaat in einen Drittstaat und umgekehrt gilt fiir die Fahrstrecke in
dem Hobheitsgebiet des Mitgliedstaats, in dem die Fahrgiste aufgenommen oder abgesetzt werden, die
Verordnung (EWG) Nr. 684/92, sobald das erforderliche Abkommen zwischen der Gemeinschaft und
dem betreffenden Drittstaat geschlossen worden ist.

Diese Lizenz wird auf den Namen des Inhabers ausgestellt und ist nicht iibertragbar.

Diese Lizenz kann von der zustindigen Behorde des ausstellenden Mitgliedstaats insbesondere dann
eingezogen werden, wenn

— der Verkehrsunternehmer die Bedingungen des Artikels 3 Absatz 1 der Verordnung (EWG)
Nr. 684/92 nicht mehr erfiille;

— die fiir die Erteilung oder Verlangerung der Gemeinschaftslizenz wesentlichen Angaben des Verkehrs-
unternchmers unrichtig waren;

— der Verkehrsunternehmer einen schwerwiegenden Verstoff oder wiederholt geringfiigige VerstofSe
gegen die Vorschriften tber die Sicherheit im Strallenverkehr, insbesondere die Bestimmungen
betreffend die Fahrzeuge, die Lenk- und Ruhezeiten der Fahrer und die Durchfithrung von parallelen
oder zeitlich befristeten Verkehrsdiensten nach Artikel 2 Nummer 1.3 der Verordnung (EWG)
Nr. 684/92 ohne entsprechende Genehmigung, begangen hat. Die zustindigen Behorden des
Mitgliedstaats, in dem der Verkehrsunternchmer, der die Verstofie begangen hat, ansissig ist, konnen
insbesondere den Entzug der Gemeinschaftslizenz oder einen befristeten und/oder teilweisen Entzug

~von beglaubigten Kopien der Gemeinschaftslizenz verfigen.

Die entsprechenden Sanktionen bestimmen sich nach der Schwere des vom Inhaber der Gemeinschaftsli-

zenz begangenen Verstoffes und nach der Gesamtzahl der beglaubigten Kopien uber die dieser fiir seine
grenziiberschreitenden Verkehrsdienste verfiigt.

Das Original der Lizenz ist vom Verkehrsunternehmer aufzubewahren. Eine beglaubigte Kopie der
Lizenz ist im Fahrzeug, das im grenziiberschreitenden Verkehr eingesetzt wird, mitzufiithren.

Diese Lizenz ist den Kontrollberechtigten auf Verlangen vorzuzeigen.

Der Lizenzinhaber hat im Hobheitsgebiet eines jeden Mitgliedstaats die im jeweiligen Staat geltenden
Rechts- und Verwaltungsvorschriften insbesondere fiir den StrafSenverkehr zu beachten.
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9. Linienverkehr ist die regelmifSige Beforderung von Fahrgisten auf einer bestimmten Verkehrsstrecke,

wobei Fahrgiste an vorher festgelegten Haltestellen aufgenommen oder abgesetzt werden konnen.
Linienverkehr ist ungeachtet einer etwaigen Verpflichtung zur Buchung fiir jedermann zuganglich.

Eine Anpassung der Beforderungsbedingungen eines solchen Verkehrsdienstes beeintrachtigt nicht seinen
Charakter als Linienverkehr.

Linienverkehr ist genehmigungspflichtig.

Sonderformen des Linienverkehrs sind die regelmafige Beforderung bestimmter Gruppen von Fahrgisten
unter Ausschluf§ anderer Fahrgiste auf einer bestimmten Verkehrsstrecke, wobei Fahrgiste an vorher
festgelegten Haltestellen aufgenommen oder abgesetzt werden konnen.

Zu den Sonderformen des Linienverkehrs zihlen insbesondere
a) die Beforderung von Arbeitnehmern zwischen Wohnort und Arbeitsstitte;
b) die Beforderung von Schiilern und Studenten zwischen Wohnort und Lehranstalt;

¢) die Beforderung von Angehorigen der Streitkrifte und ihren Familien zwischen Wohnort und
Stationierungsort.

Die Regelmifigkeit der Sonderformen des Linienverkehrs wird nicht dadurch beriihrt, daf§ der Ablauf
wechselnden Bediirfnissen der Nutzer angepafSt wird.

Sonderformen des Linienverkehrs sind nicht genehmigungspflichtig, sofern sie durch einen Vertrag
zwischen Veranstalter und Verkehrsunternehmen abgedeckt sind.

Die Durchfithrung von parallelen oder zeitlich befristeten Verkehrsdiensten, die auf die Benutzer der
bestehenden Liniendienste ausgerichtet sind, ist genehmigungspflichtig.

Gelegenheitsverkehr ist der Verkehrsdienst, der nicht der Begriffsbestimmung des Linienverkehrs,
einschliefSlich der Sonderformen des Linienverkehrs, entspricht und fir den insbesondere kennzeichnend
ist, dafs auf Initiative eines Auftraggebers oder des Verkehrsunternehmers selbst vorabgebildete Fahrgast-
gruppen befordert werden. Die Durchfilhrung von parallelen oder zeitlich befristeten Verkehrsdiensten,
die bestehenden Liniendiensten vergleichbar und auf deren Benutzer ausgerichtet sind, unterliegt der
Pflicht zur Genehmigung nach dem in Abschnitt II der Verordnung (EWG) Nr. 684/92 festgelegten
Verfahren. Diese Dienste verlieren die Eigenschaft des Gelegenheitsverkehrs auch dann nicht, wenn sie
mit einer gewissen Hiufigkeit durchgefiihrt werden. )

Gelegenheitsverkehr ist nicht genehmigungspflichtig.«
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BEGRUNDUNG DES RATES

I. EINLEITUNG

Die Kommission hat dem Rat am 10. Mai 1996 einen Vorschlag fiir eine auf Artikel 75
Absatz 1 des EG-Vertrags gestiitzte Verordnung zur Anderung der Verordnung (EWG)
Nr. 684/92 zur Einfithrung gemeinsamer Regeln fiir den grenziiberschreitenden Personen-
verkehr mit Kraftomnibussen iibermittelt (!).

Das Europdische Parlament hat seine Stellungnahme am 28. November 1996 abgegeben (%),
und der Wirtschafts- und Sozialausschufs hat am 27. November 1996 Stellung genom-
men (%).

Im Lichte der Stellungnahme des Europdischen Parlaments hat die Kommission dem Rat am
28. Februar 1997 einen geinderten Vorschlag iibermittelt (*).

Der Rat hat am 14. April 1997 gemifs Artikel 189¢ des Vertrags scinen gemeinsamen
Standpunkt festgelegt.

. ZIEL DES VORSCHLAGS

Mit dem gednderten Vorschlag der Kommission sollen die Bestimmungen der geltenden
Verordnung vereinfacht und klarer gefaSt und Fortschritte bei der Liberalisierung erzielt
werden.

Es ist insbesondere folgendes vorgesehen:

— Wegfall der Kategorie des grenziiberschreitenden Pendelverkehrs; dieser Verkehr soll je
nach seinen Merkmalen dem Linienverkehr oder dem Gelegenheitsverkehr gleichgestellt
werden;

— Wegfall der Kategorie der restlichen Verkehrsdienste im Gelegenheitsverkehr;

— Liberalisierung samtlicher Sonderformen des Linienverkehrs (die von der Genehmigungs-
pflicht befreit sind, wenn sie vertraglich geregelt werden);

— Herausnahme des als ,Nahverkehr im Grenzgebiet“ bezeichneten, im Rahmen von
Stadt- und Vorortdiensten zwischen zwei oder mehr Mitgliedstaaten durchgefuhrten
Linienverkehrs aus dem Anwendungsbereich der Verordnung;

— Liberalisierung des Werkverkehrs, fiir den lediglich noch eine Bescheinigung verlangt
wird;

— Verbesserung und Vereinfachung der Bestimmung des Begriffs ,,Gelegenheitsverkehr;

— Einfithrung einer Gemeinschaftslizenz fiir den grenziiberschreitenden Personenverkehr
mit Kraftomnibussen.

Diese Lizenz wiirde das bzw. die von dem Niederlassungsmitgliedstaat ausgestellte(n)
Dokument(e) ersetzen, mit dem bzw. denen bescheinigt wird, daf$ der Verkehrsunterneh-
mer zu dem betreffenden grenziiberschreitenden Verkehr zugelassen ist. Zur Erleichte-
rung der Kontrolle durch die Mitgliedstaaten, insbesondere beim Gelegenheitsverkehr,
wiirde mit der Lizenz der Nachweis erbracht, dafl der Verkehrsunternehmer im
Mitgliedstaat der Niederlassung die Genehmigung fiir die Erbringung dieser Verkehrs-
dienste besitzt, dafl er die Voraussetzungen gemafs den gemeinschaftiichen Rechtsvor-
schriften iiber den Zugang zum Beruf des Personenkraftverkehrsunternehmers erfullt
und dafl er den Anforderungen der Vorschriften iiber die Strafenverkehrssicherheit
genugt.

(!) ABIL. Nr. C 203 vom 13. 7. 1996, S. 11. Verordnung (EWG) Nr. 684/92: ABL. Nr. L 74 vom 20. 3.

)

1992, S. 1.
ABI. Nr. C 380 vom 16. 12. 1996, S. 40.

(*y ABL. Nr. C 66 vom 3. 3. 1997, S. 23.
(*y ABL. Nr. C 107 vom 5. 4. 1997, S. 3.
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Der Verkehrsunternehmer, der iiber eine Lizenz verfiigt, konnte somit in einem anderen
Mitgliedstaat als dem Niederlassungsmitgliedstaat grenziiberschreitende Personenver-
kehrsdienste durchfithren, ohne Nachweise erbringen zu miissen, mit Ausnahme der
besonderen Genehmigung fiir den Liniendienst und des Fahrtenblatts fir den Gelegen-
heitsverkehr.

Das Lizenzsystem wiirde ferner die Ahndung von Verstéflen erleichtern. Bei der Kopie
der Gemeinschaftslizenz, die im Fahrzeug mitgefithrt werden mufS, handelt es sich
ausschliefSlich um diejenige des Betreibers des Liniendienstes; das Unternehmen, das die
zusitzlichen Fahrzeuge zur Verfigung stellt, ist nicht verpflichtet, eine Kopie seiner
Lizenz — falls es eine solche besitzt — vorzulegen.

— Wiederherstellung der Freiheit des Wettbewerbs zwischen Kraftomnibus- und Eisen-
bahndiensten im Linienverkehr durch Streichung des Artikels 7 Absatz 4 Buchstabe b)
Ziffer ii) der Verordnung (EWG) Nr. 684/92;

— Verliangerung bestimmter Fristen, die im Rahmen des Genehmigungsverfahrens fiir
Linienverkehr vorgeschen sind;

— Harmonisierung und Vereinfachung einiger in der Verordnung vorgesehener Verwal-
tungsmodalititen;

— Anwendung der Verordnung ab 1. Juni 1996.

Der Vorschlag der Kommission gibt eine Gliederung der verschiedenen Kategorien der
Verkehrsdienste und legt die Einzelheiten fiir den Marktzugang bei jeder dieser Kategorien
wie folgt fest:

— Linienverkehr: genehmigungspflichtig;

— Sonderformen des Linienverkebrs: in ihrer Gesamtheit von der Genehmigungspflicht
befreit (sofern sie zwischen Veranstalter und Verkehrsunternehmer vertraglich geregelt
werden);

— Gelegenbeitsverkehr: von jedweder Genehmigungspflicht befreit;

— Werkverkebr: von jedweder Genehmigungspflicht befreit.

ANALYSE DES GEMEINSAMEN STANDPUNKTS

Der gemeinsame Standpunkt des Rates entspricht im wesentlichen dem Vorschlag der
Kommission, enthilt jedoch eine Reihe von Anderungen, von denen die wichtigsten im
folgenden angegeben werden:

a) Nahverkehr im Grenzgebiet

Nach Artikel 2 Nummer 1.2. Buchstabe d) und Artikel 4 Absatz 2 der Verordnung
(EWG) Nr. 684/92 gilt der Nahverkehr im Grenzgebiet als Sonderform des Linienver-
kehrs, die nicht genehmigungspflichtig ist, sofern sie zwischen dem Veranstalter und
dem Verkehrsunternehmer vertraglich geregelt ist.

Die Kommission schligt vor, den Nahverkehr im Grenzgebiet als Sonderfall des
Linienverkehrs zu betrachten, aber den erreichten gemeinschaftlichen Besitzstand, d. h.
die Liberalisierung, beizubehalten. Daher schligt sie folgendes vor:

— Artikel 1 Absatz 1: Anfiigung eines Unterabsatzes in Artikel 2 Nummer 1.1 der
derzeit geltenden Verordnung zur niheren Bestimmung des Begriffs des Nahverkehrs
im Grenzgebiet;

— Artikel 1 Absatz 2: Streichung des Artikels 2 Nummer 1.2 Buchstabe d) der derzeit
geltenden Verordnung;

— Artikel 4 Absatz 2 (in dem die Verkehrsdienste aufgefiihrt sind, die nicht genehmi-
gungspflichtig sind, falls sie vertraglich geregelt sind): Aufnahme eines Verweises auf
den Nahverkehr im Grenzgebiet.
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In dem gemeinsamen Standpunkt (Artikel 1 neue Nummer 1 zweiter Gedankenstricﬁ)
wird lediglich die Streichung des Artikels 2 Nummer 1.2 Buchstabe d) der derzeit
geltenden Verordnung aufgenommen.

Der Nahverkehr im Grenzgebiet wiirde demnach als genehmigungspflichtiger Linienver-
kehr gelten, wobei die Mitgliedstaaten Artikel 18 der Verordnung (EWG) Nr. 684/92
anwenden konnten, um bilateral oder multilateral die Liberalisierung des betreffenden
Verkehrs zu vereinbaren.

Anderung einiger Betriebsbedingungen fiir die Linienverkehrsdienste: Haufigkeit

Der gemeinsame Standpunkt sieht in Artikel 1 Nummer 1 dritter Gedankenstrich
(Artikel 2 neue Nummer 1.3 der Verordnung) und in Artikel 1 Nummer 9 (Artikel 8
Absatz 3 neuer Unterabsatz 2 der Verordnung) eine Lockerung der Regelung fiir die
Betriebsbedingungen fiir Linienverkehrsdienste hinsichtlich Anderungen der Hiufigkeit
der Verkehrsdienste vor.

Einsetzung eines beratenden Ausschusses

Der Verordnungsentwurf siecht vor, dafl die Kommission von einem beratenden Aus-
schufs unterstiitzt wird, wenn sie Durchfithrungsmafinahmen, insbesondere in bezug auf
die beim Beforderungsdienst erforderlichen Dokumente erlaSt. (Siehe Artikel 1 Num-
mer 1 siebter Gedankenstrich (Artikel 2 Nummer 3.4 Absatz 2 der Verordnung),
Artikel 1 Nummer 6 vierter Gedankenstrich (Artikel 5§ Absatz 4 der Verordnung),
Artikel 1 Nummer 7 zweiter Gedankenstrich (Artikel 6 Absatz 2 der Verordnung),
Artikel 1 Nummer 12 (Artikel 11 Absatz 5 der Verordnung), Artikel 1 Nummer 14
zweiter Gedankenstrich (Artikel 13 Absatz 3 Unterabsatz 2 der Verordnung) und
Artikel 1 Nummer 17 (Artikel 16a der Verordnung).

Wettbewerb zwischen dem Linienverkehr mit Kraftomnibussen einerseits und vergleich-
baren Eisenbahndiensten andererseits

In Artikel 7 Absatz 4 Buchstabe b) Ziffer ii) der Verordnung (EWG) Nr. 684/92 ist
vorgesehen, dafl der Antrag auf Genehmigung eines grenziiberschreitenden Linienver-
kehrs mit Kraftomnibussen abgelehnt werden kann, wenn nachgewiesen wird, daf§ die
betreffenden Verkehrsdienste die Funktionsfahigkeit eines vergleichbaren Eisenbahn-
dienstes auf direkten Teilstrecken ernsthaft beeintrichtigen wiirden.

Die Kommission beabsichtigt mit ihrem Vorschlag, den Grundsatz der Freiheit des
Wettbewerbs zwischen den einzelnen Verkehrstrigern wiederherzustellen. Daher schlagt
sie vor, Artikel 7 Absatz 4 Buchstabe b) Ziffer ii) der derzeit geltenden Verordnung zu
streichen.

Im gemeinsamen Standpunkt des Rates ist in Artikel 1 Nummer 8 (neuer Artikel 7
Absatz 4 Buchstabe f) der Verordnung) vorgesehen, daff ein Mitgliedstaat aufgrund
einer eingehenden Analyse bis zum 31. Dezember 1999 die Genehmigung fiir einen
grenzitberschreitenden Linienverkehr mit Kraftomnibussen mit der Begriindung verwei-
gern kann, daf$ der genannte Verkehrsdienst die Funktionsfihigkeit eines vergleichbaren
Eisenbahndienstes auf den betreffenden direkten Teilstrecken ernsthaft beeintrichtigen
wiirde.

Jede aufgrund dieser Bestimmung getroffene Entscheidung wird zusammen mit ihrer
Begriindung den betroffenen Verkehrsunternehmern mitgeteilt.

Der gemeinsame Standpunkt sieht ferner vor, daf§ ab 1. Januar 2000 eine Schutzklausel
angewendet wird: Ein Mitgliedstaat kann mit Zustimmung der Kommission sechs
Monate nach Unterrichtung des Verkehrsunternehmers die aufgrund der vorstehenden
Bestimmung erteilte Genehmigung aussetzen oder entziehen.

Ortliche Ausfliige

Die Kommission schlidgt vor, Artikel 12 der Verordnung (EWG) Nr. 684/92 zu
streichen. Dieser Artikel sieht insbesondere vor, daf ein Verkehrsunternehmer im
Rahmen des grenziiberschreitenden Pendelverkehrs mit Unterbringung sowie des grenz-
uberschreitenden Gelegenheitsverkehrs ortliche Ausfliige in einem anderen Mitgliedstaat
als dem, in dem er niedergelassen ist, durchfithren kann.
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Artikel 1 Nummer 13 des gemeinsamen Standpunkts sieht vor, den Artikel 12
beizubehalten, da die im Rahmen eines grenziiberschreitenden Verkehrs durchgefiihrten
ortlichen Ausflige einen Abschnitt eines grenzuberschreitenden Verkehrs darstellen,
wenn sie fiir gebietsfremde Fahrgiste bestimmt sind, die von dem grenziiberschreitend
titigen Verkehrsunternehmer zum Ausgangspunkt des Ausflugs beférdert wurden.

Der Passus ,des grenziiberschreitenden Pendelverkehrs mit Unterbringung und“ wurde
gestrichen, da der gemeinsame Standpunkt im Einklang mit dem Vorschlag der
Kommission vorsieht, die Kategorie des Pendelverkehrs abzuschaffen, und den Pendel-
verkehr mit Unterbringung nun als eine Form des Gelegenheitsverkehrs betrachtet.

f) Zeitpunkt des Beginns der Anwendung der Verordnung

In Artikel 4 des gemeinsamen Standpunkts ist vorgesehen, daff die Anwendung der
Verordnung zwolf Monate nach deren Inkrafttreten beginnt, wihrend in Anbetracht
der Komplexitit der zu treffenden MafSnahmen die Gemeinschaftslizenz nach Artikel 1
Nummer 3 (neuer Artikel 3a der Verordnung) achtzehn Monate nach dem Inkrafttreten
der Verordnung zur Anwendung gelangt.

1V. ANDERUNGEN DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS

1. Vom Rat beriicksichtigte Anderungen des Europiischen Parlaments

a) Von der Kommission iibernommen

Der Rat hat sich dem Vorschlag der Kommission angeschlossen und sinngemafd
oder im Wortlaut folgende Anderungen des Europdischen Parlaments beriicksich-
tigt:

— im achten Erwigungsgrund den Teil der Anderung 5, der das Verfahren fiir die
Vergabe der Gemeinschaftslizenz betrifft;

— in Artikel 1 Nummer 1 finfter Gedankenstrich den Teil der Anderung 12, mit
dem der erste Absatz der neuen Definition des Begriffs ,,Gelegenheitsverkehr® in
Artikel 2 Nummer 3.1 der Verordnung ersetzt werden soll;

— in Artikel 1 Nummer 1 achter Gedankenstrich die Anderung 13, mit der die
Definition des Begriffs ,, Werkverkehr® in Artikel 2 Nummer 4 der Verordnung
ersetzt werden soll;

— in Artikel 1 Nummer 3 die Anderung 17, mit der in die Verordnung eine
Bestimmung, namlich der neue Artikel 3a, aufgenommen werden soll, in dem die
Einfithrung einer Gemeinschaftslizenz fur die Durchfithrung des grenziiberschrei-
tenden Personenverkehrs mit Kraftomnibussen vorgesehen ist;

— in Artikel 1 Nummer 6 sechster Gedankenstrich die Anderung 18, mit der in
Artikel 5 der Verordnung ein neuer Absatz 6 betreffend den Einsatz zusatzlicher
Fahrzeuge aufgenommen werden soll;

b) Von der Kommission nicht iibernommen

In Artikel 3 wird der Teil der Anderung 24 iibernommen, in dem vorgesehen ist,
dafs die Kommission nicht nur dem Rat, sondern auch dem Europiischen Parlament
tber die Ergebnisse der Durchfithrung der Verordnung Bericht erstattet. In Anbe-
tracht des fir die Annahme der Verordnung erforderlichen Zeitraums sieht der
gemeinsame Standpunkt als spitesten Zeitpunkt fiir die Vorlage des Berichts jedoch
nicht den in der Anderung vorgesehenen Termin 1. Juli 1998, sondern den
31. Dezember 1999 vor.

2. Vom Rat nicht beriicksichtigte Anderungen des Europiischen Parlaments

a) Von der Kommission iibernommen

Der Rat hielt es nicht fiir erforderlich, die Anderung 1 zu beriicksichtigen, mit der
in die Verordnung ein neuer Erwigungsgrund aufgenommen werden soll, in dem
daran erinnert wird, dafS die Liberalisierung parallel zur schrittweisen Harmonisie-
rung der soziookonomischen, steuerlichen und technischen Bedingungen des Perso-
nenkraftverkehrs erfolgen muf.
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b)

Von der Kommission teilweise iibernommen

Wie unter Abschnitt 1II Buchstabe a) bereits dargelegt wurde, handelt es sich nach
Auffassung des Rates beim Nahverkehr im Grenzgebiet um Linienverkehr; der Rat
hat daher weder die Anderung des Artikels 2 der Verordnung (EWG) Nr. 684/92 —
Gegenstand der Anderung 11 — noch die Aufnahme des entsprechenden Erwi-
gungsgrundes in die Verordnung — Gegenstand der Anderung 6 — beriicksichtigt;
mit den betreffenden Anderungen sollen der grenziiberschreitende Stadt-, Vorort-
und Regionalverkehr so lange von dem Anwendungsbereich der Verordnung ausge-
schlossen werden, bis der Rat allgemeine Rechtsvorschriften iiber die Konzessionie-
rung von Verkehrsleistungen aufgrund gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen ange-
nommen hat.

Der Rat hat den auch von der Kommission abgelehnten Teil der Anderung 7 nicht
beriicksichtigt, in dem von einem gemeinschaftlichen Aktionsprogramm und einer
Entschliefung des Europiischen Parlaments die Rede ist. Er hat ferner den von der
Kommission iibernommenen Teil der Anderung 7 nicht beriicksichtigt, mit dem in
die Verordnung ein Erwigungsgrund iiber die uneingeschriankte Zuginglichkeit des
Liniendienstes mit Kraftomnibussen aufgenommen werden sollte. Seines Erachtens
handelt es sich um eine Frage, die im Rahmen der einschligigen gemeinschaftlichen
Rechtsvorschriften gelost werden solte.

Von der Kommission nicht iibernommen
Der Rat hat folgendes nicht berticksichtigt:

— die Anderung 2, in der vorgesehen ist, dafl in die Verordnung ein Erwigungs-
grund aufgenommen werden soll, wonach den Benutzern die freie Wahl der
Verkehrstriger eingeraumt wird, sofern damit eines der Ziele der gemeinsamen
Verkehrspolitik, namlich die Verringerung des Verkehrsaufkommens auf der
Strafle, erreicht werden kann. Der Rat erinnert daran, dafd die Verringerung des
Personenverkehrs mit Kraftomnibussen nicht zu den Zielen der gemeinsamen
Verkehrspolitik gehort;

— die Anderungen 3 und 12 (letztere fiir den Teil, der nicht die neue Definition des
Begriffs ,,Gelegenheitsverkehr betrifft), denen zufolge in die Verordnung ein
Erwagungsgrund und eine Bestimmung aufgenommen werden sollen, wonach
eine neue Einteilung des grenziiberschreitenden Personenverkehrs in nur noch
zwei Kategorien vorgesehen ist, und zwar in den Linienverkehr und in den
sonstigen Verkehr (der sonstige Verkehr wird anschliefend noch in besondere
Verkehrsdienste und Gelegenheitsverkehr unterteilt). Aus der betreffenden Neu-
einteilung ergeben sich weitere Anderungen, nimlich die Anderungen 4, 22 und
23, mit denen ein Erwigungsgrund, ein Titel und eine Bestimmung geindert
werden sollen. Nach Auffassung des Rates sollte besser die geltende Terminolo-
gie zur Einteilung der einzelnen Dienste beibehalten werden, denn sie ist
allgemein bekannt, und eine Anderung konnte den Wirtschaftsteilnehmern
Probleme bereiten. Des weiteren ist die Aufnahme der Sonderformen des
Linienverkehrs unter den sonstigen Verkehr nicht annehmbar, denn die meisten
bei der Definition des Begriffs ,,Sonderformen des Linienverkehrs“ beriicksich-
tigten Aspekte gehoren zum Linienverkehr;

— die Anderung 12 (neue Definition des Begriffs ,,Gelegenheitsverkehr®, Absatz 2);
danach soll in der Definition des Begriffs ,,Gelegenheitsverkehr® vorgesehen
werden, daf§ ein Mirtgliedstaat einen Gelegenheitsverkehr genchmigungspflichtig
machen kann, wenn er der Auffassung ist, dafs dieser Verkehr ,,unmittelbar den
Bestand eines bereits genehmigten Linienverkehrs in Frage stellen warde®.

Der Rat weist darauf hin, dafl nach Artikel 7 Absatz 4 Buchstabe b) der
Verordnung (EWG) Nr. 684/92 die Genehmigung versagt werden kann, ,,wenn
nachgewiesen wird, daff der betreffende Verkehrsdienst das Bestehen der bereits
genehmigten Liniendienste unmittelbar gefahrden wiirde, es sei denn, die betref-
fenden Liniendienste werden nur von einem einzigen Verkehrsunternchmen bzw.
einer einzigen Gruppe von Verkehrsunternehmen erbracht“. Der betreffende
Gelegenheitsverkebr diirfte somit nur selten vorkommen;
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— den Teil der Anderung 5, mit dem ein Erwigungsgrund (Erwigungsgrund 8 des
gemeinsamen Standpunkts) gedndert werden soll, um darauf hinzuweisen, dafs
die Gemeinschaftslizenz auch fur den Werkverkehr verlangt wird.

Der Rat bemerkt, daf8 das Europaische Parlament dann auch eine entsprechende
Bestimmung hitte vorschlagen miissen, und weist darauf hin, daf$ es nicht
angezeigt ist, von den Unternehmen fiir den Werkverkehr eine Gemeinschaftsli-
zenz zu verlangen, da die betreffenden Unternehmen nicht den in der Gemein-
schaftsregelung festgelegten Bedingungen fir die Zulassung von Verkehrsunter-
nehmern zum Personenkraftverkehr im Inland und zum grenziiberschreitenden
Personenkraftverkehr unterliegen;

— die Anderung 8, mit der in die Verordnung ein Erwigungsgrund aufgenommen
werden soll, um an die Absichten der Kommission in bezug auf eine Ausweitung
des Anwendungsbereichs der Verordnung zu erinnern.

Der Rat hilt es nicht fiir angezeigt, eine derartige Erinnerung in die vorliegende
Verordnung aufzunehmen;

— die Anderungen 9 und 26, mit denen in die Verordnung ein Erwigungsgrund
und eine Bestimmung aufgenommen werden sollen, wonach die Kommission bis
zum 30. Juni 1997 eine kodifizierte Fassung der Verordnung (EWG) Nr. 684/92
vorlegen soll, welche auch zwei Verordnungen der Kommission betreffend die
Kontrolldokumente sowie die Beférderungsdokumente fiir den grenziberschrei-
tenden Reiseverkehr umfafit.

Nach Auffassung des Rates entspricht die Kodifizierung nicht dem Gegenstand
der Verordnung, und in eine Verordnung des Rates sollten besser nicht Verord-
nungen der Kommission aufgenommen werden; falls diese nimlich angepafit
werden mufSten, konnte dies nur im Wege einer Verordnung des Rates gesche-
hen;

— die Anderung 10, in der die Aufnahme eines Erwigungsgrundes vorgesehen ist,
mit dem es fur notwendig erklart wird, daff der Rat der Kommission ein Mandat
fur die Aufnahme von Verhandlungen mit Drittlindern tber den regelmafSigen
grenziiberschreitenden Personenverkehr mit Kraftomnibussen erteilt. Nach Auf-
fassung des Rates ist diese Anderung in Anbetracht des Ziels der Verordnung
gegenstandslos;

— die Anderungen 15 und 16, mit denen die in Artikel 3 der geltenden Verordnung
vorgesehenen Bedingungen fiir den Marktzugang geidndert werden sollen, damit
dafiir gesorgt wird, dafl die Unternehmen, die gewerblichen Personenverkehr
durchfithren, und die Unternehmen, die Werkverkehr durchfithren, nicht nur die
Rechtsvorschriften iiber die Sicherheit im Stralenverkehr — wie dies in der
geltenden Verordnung vorgesehen ist —, sondern auch die Rechtsvorschriften im
sozialen Bereich erfiillen mussen.

Nach Auffassung des Rates entsprechen diese Anderungen nicht dem Gegen-
stand der Verordnung;

— die Anderung 19, mit der Artikel 6 der Verordnung (EWG) Nr. 684/92 geindert
werden soll (Artikel 1 Nummer 7 erster Gedankenstrich des gemeinsamen
Standpunkts); danach sollen die Genehmigungsantrage fur Linienverkehr auf die
Dienste beschriankt werden, die Verbindungen bedienen, auf denen bereits ein
offentlicher Verkehrsdienst besteht.

Der Rat vertritt die Auffassung, dafl diese Anderung unklar ist, denn sie kann
durch UmkehrschlufS so ausgelegt werden, daf§ der Unternehmer, der als erster
eine Verbindung bedient, nicht der Genehmigungspflicht unterworfen ist;

— die Anderung 20, mit der Artikel 7 Absatz 4 Buchstabe b) der Verordnung
(EWG) Nr. 684/92 (Artikel 1 Nummer 8 des gemeinsamen Standpunkts)
gedandert werden soll, um dafir zu sorgen, dafl der Antragsteller nicht bereits
schwere Verstofle gegen die Vorschriften iiber die technische Uberwachung der
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Fahrzeuge begangen haben darf, wohingegen im gemeinsamen Standpunkt
Verstofle gegen die Bestimmungen betreffend die Fahrzeuge genannt werden.

Nach Auffassung des Rates ist es besser, eine weiter gefafSte Bestimmung
vorzusehen und dabei auch die anderen Bestimmungen betreffend die Fahrzeuge
zu beriicksichtigen;

die Anderung 21, mit der Artikel 7 Absatz 4 Buchstabe d) der Verordnung
(EWG) Nr. 684/92 (Artikel 1 Nummer 8 des gemeinsamen Standpunkts)
gedandert werden soll; dieser Bestimmung zufolge wird die Genehmigung versagt,
wenn der beantragte Verkehrsdienst das Bestehen bereits genehmigter Linien-
dienste unmittelbar gefihrden wiirde. Mit der Anderung soll der Grund fiir die
Versagung der Genehmigung eindeutiger formuliert werden, indem vorgesehen
wird, daf die zustindigen Behorden die Genehmigung versagen miissen, wenn
der beantragte Verkehrsdienst das wirtschaftliche und finanzielle Gleichgewicht
der bereits genehmigten stidtischen oder regionalen Liniendienste unmittelbar
gefahrden wiirde.

Der Rat weist darauf hin, daf diese Bestimmung im Widerspruch zur Ande-
rung 11 steht, in der vorgesehen ist, daf8 der Linienverkehr im Rahmen von
Stadt-, Vorort- und Regionaldiensten vom Anwendungsbereich der Verordnung
ausgeschlossen ist;

einen Teil der Anderung 24. Wie bereits oben dargelegt, beriicksichtigt der Rat
den Teil dieser Anderung, der sich darauf bezieht, dafl die Kommission dem
Europdischen Parlament und dem Rat iiber die Ergebnisse der Durchfithrung der
vorliegenden Verordnung Bericht erstateet; dabei vertritt er jedoch die Auffas-
sung, dafi dieser Bericht nicht bis 1. Juli 1998 vorgelegt werden kann, da die
Verordnung voraussichtlich lediglich ein Jahr vorher angenommen wird. Ferner
ist es nach Auffassung des Rates nicht angezeigt, die Kommission, wie in der
Anderung vorgesehen, darum zu ersuchen, dafl sie bis zu einem bestimmten
Zeitpunkt einen neuen Verordnungsvorschlag im Hinblick auf die spaitere
Ausdehnung des Anwendungsbereichs der Verordnung vorlegt, da der gemein-
same Standpunkt bereits eine Ausdehnung des Anwendungsbereichs der Verord-
nung (EWG) Nr. 684/92 vorsieht;

die Anderung 25, wonach der 30. Juni 1997 als letztmdglicher Termin fiir den
Beginn der Anwendung der Verordnung vorgesehen wird.

Wie unter Abschnitt IIf Buchstabe f) dargelegt, sollten die Mitgliedstaaten nach
Auffassung des Rates ab dem Inkrafttreten der Verordnung fir den Erla8 der fur
die Durchfithrung der Verordnung notwendigen MafSnahmen tber eine Frist von
zwolf Monaten und fiir den Erlaf der Mafinahmen betreffend die Gemein-
schaftslizenz tiber eine Frist von achtzehn Monaten verfiigen.
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GEMEINSAMER STANDPUNKT (EG) Nr. 22/97

vom Rat festgelegt am 14. April 1997

im Hinblick auf den Erlafl der Verordnung (EG) Nr.

.../97 des Rates vom ... iiber die

Bedingungen fiir die Zulassung von Verkehrsunternehmern zum Personenkraftverkehr innerhalb
eines Mitgliedstaats, in dem sie nicht ansassig sind

(97/C 164/02)

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europdischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 785,

auf Vorschlag der Kommission (!),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses (2),

gemifd dem Verfahren des Artikels 189c des Vertrags(*),
in Erwigung nachstehender Griinde:

(1) Die Verordnung (EWG) Nr. 2454/92 des Rates
vom 23. Juli 1992 zur Festlegung der Bedingungen
fiir die Zulassung von Verkehrsunternehmen zum
Personenverkehr mit Kraftomnibussen innerhalb
eines Mitgliedstaats, in dem sie nicht ansissig
sind(*) wurde durch das Urteil des Gerichtshofs
vom 1. Juni 1994 fiir nichtig erklart (*).

(2) Die Durchfithrung einer gemeinsamen Verkehrspo-
litik erstreckt sich nach Artikel 75 Absatz 1 Buch-
stabe b) des Vertrages unter anderem darauf, die
Bedingungen fir die Zulassung von Verkehrsunter-
nehmern zum Verkehr innerhalb eines Mitglied-
staats, in dem sie nicht ansissig sind, festzulegen.

(3) Die genannte Bestimmung beinhaltet die Beseiti-
gung aller Beschrinkungen fiir Erbringer von
Dienstleistungen aufgrund ihrer Staatsangehorigkeit
oder der Tatsache, daf sie in einem anderen Mit-
gliedstaat niedergelassen sind als dem, in dem die
Dienstleistung erbracht werden soll.

(4) Fir diese Erbringer von Dienstleistungen missen
gleichartige Regelungen gelten, damit ungleiche

(') ABL Nr. C 60 vom 29. 2. 1996, S. 10.

(%) Stellungnahme vom 25. September 1996 (ABL Nr. C 30 vom
30. 1. 1997, S. 40).

Stellungnahme des Europdischen Parlaments vom 28. No-
vember 1996 (ABlL. Nr. C 380 vom 16. 12. 1996, S. 35),
gemeinsamer Standpunkt des Rates vom 14. April 1997 und
Beschluff des Europaischen Parlaments vom ... (noch nicht
im Amtsblatt veroffentlicht).

(*) ABL Nr. L 251 vom 29. 8. 1992, S. 1.

Urteil vom 1. Juni 1994, Rechtssache C-388/92, Europii-
sches Parlament/Rat (Slg. 1994, S. 1-2081).

(3

P

Wettbewerbsbedingungen aufgrund der Staatsange-
horigkeit und des Niederlassungsmitgliedstaats be-
seitigt werden und so die allmihliche Angleichung
der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften gefordert
wird.

Die Begriffsbestimmungen fiir die einzelnen Arten
des Personenverkehrs mit Kraftomnibussen miissen
die gleichen sein, wie sie im Rahmen der grenziiber-
schreitenden Beforderung festgelegt wurden.

Es ist dafiir Sorge zu tragen, dafl nichtansissige
Verkehrsunternehmer zu bestimmten Formen des
Personenverkehrs mit Kraftomnibussen Zugang
erhalten, wobei den besonderen Merkmalen jeder
einzelnen Verkehrsart Rechnung zu tragen ist.

Es empfiehlt sich, die Vorschriften fiir die Kabota-
gebeforderung festzulegen.

Die Richtlinie 96/71/EG des Europiischen Parla-
ments und des Rates vom 16. Dezember 1996 iiber
die Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der
Erbringung von Dienstleistungen (¢) gilt fiir den
Fall, daff die Verkehrsunternehmer Arbeitnehmer,
mit denen ein Arbeitsverhiltnis besteht, fiir die
Erbringung von Sonderformen des Linienverkehrs
von dem Mitgliedstaat entsenden, in dem sie nor-
malerweise arbeiten.

Was den Linienverkehr betrifft, so sind unter
bestimmten Voraussetzungen und insbesondere un-
ter Anwendung der Rechtsvorschriften des Aufnah-
mestaats lediglich diejenigen Beférderungen im
Linienverkehr zur Kabotage zuzulassen, die im
Rahmen eines grenziberschreitenden Linienver-
kehrs unter Ausschluf§ des Stadt- oder Vorortlinien-
verkehrs erfolgen.

Es miissen Bestimmungen erlassen werden, wonach
bei einer ernsten Storung in den Markt der betref-
fenden Verkehrsunternehmer eingegriffen werden
kann.

Es ist ein beratender Ausschuf einzusetzen, der die
Kommission bei der Erstellung der Dokumente iiber
die Kabotage im Gelegenheitsverkehr unterstiitzen
und sie in bezug auf Schutzmafinahmen beraten
soll.

(®) ABL Nr. L 18 vom 21. 1. 1997, S. 1.
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(12) Die Mitgliedstaaten sollten sich im Hinblick auf die
ordnungsgemifle Anwendung dieser Verordnung,
insbesondere im Bereich der Ahndung von Versto-
Ben, gegenseitig Amtshilfe leisten.

(13) Es obliegt den Mitgliedstaaten, die zur Anwendung
dieser Verordnung notwendigen Mafnahmen zu
treffen.

(14) Die Anwendung dieser Verordnung ist auf der
Grundlage eines von der Kommission zu erstellen-
den Berichts zu verfolgen.

(15) Im genannten Urteil des Gerichtshofs, mit dem die
Verordnung (EWG) Nr. 2454/92 fiir nichtig erklirt
wurde, wurde entschieden, daf§ die Wirkungen der
Verordnung aufrecht erhalten werden, bis der Rat
in diesem Bereich eine neue Regelung erlassen hat.
Die vorliegende Verordnung wird erst 18 Monate
nach ihrem Inkrafttreten zur Anwendung gelangen.
Dementsprechend ist davon auszugehen, dafi die
Wirkungen der fiir nichtig erklarten Verordnung bis
zum Beginn der vollstandigen Anwendung der vor-
liegenden Verordnung aufrecht erhalten werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Jeder gewerbliche Personenkraftverkehrsunternehmer, der
Inhaber der Gemeinschaftslizenz nach Artikel 3a der
Verordnung (EWG) Nr. 684/92 des Rates vom 16. Mirz
1992 zur Einfilhrung gemeinsamer Regeln fiir den grenz-
tiberschreitenden Personenverkehr mit Kraftomnibus-
sen(!) ist, wird unter den in der vorliegenden Verordnung
festgesetzten Voraussetzungen und ohne Diskriminierung
aufgrund seiner Staatsangehorigkeit oder seines Nieder-
lassungsortes zur zeitweiligen innerstaatlichen Personen-
beforderung in einem anderen Mitgliedstaat, nachstehend
»Aufnahmemitgliedstaat® genannt, zugelassen, ohne dort
iiber einen Unternehmenssitz oder eine Niederlassung
verfiigen zu miissen.

Diese innerstaatliche Beforderung wird nachstehend ,,Ka-
botagebeforderung® genannt.

Artikel 2
Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck

1. ,Linienverkehr“ die regelmiflige Beforderung von
Fahrgasten auf einer bestimmten Verkehrsverbindung,
wobei Fahrgiaste an vorher festgelegten Haltestellen
aufgenommen oder abgesetzt werden kénnen. Linien-
verkehr ist ungeachtet einer etwaigen Buchungspflicht
fur jedermann zuginglich.

(") ABL. Nr. L 74 vom 20. 3. 1992, S. 1. Verordnung gedndert
durch die Verordnung (EG) Nr. .../97 (noch nicht im
Amtsblatt veroffentlicht).

Die Regelmifigkeit des Linienverkehrs wird nicht
dadurch berithrt, dafs die Betriebsbedingungen des
Linienverkehrs angepaflt werden;

2. ,Sonderform des Linienverkehrs“ der Linienverkehr
fur bestimmte Gruppen von Fahrgasten, unter Aus-
schlufS anderer Fahrgiste, auf -einer bestimmten Ver-
kehrsverbindung, wobei die Fahrgiste an vorher fest-
gelegten Haltestellen aufgenommen oder abgesetzt
werden konnen.

Zu den Sonderformen des Linienverkehrs zdhlen ins-
besondere:

a) die Beforderung von Arbeitnehmern zwischen
Wohnort und Arbeitsstatte;

b) die Beforderung von Schilern und Studenten zwi-
schen Wohnort und Lehranstalt;

¢} die Beforderung von Angehérigen der Streitkrifte
und thren Familien zwischen Herkunftsland und
Stationierungsort.

Die Regelmifigkeit der Sonderformen des Linienver-
kehrs wird nicht dadurch beriihrt, daf§ der Ablauf der
Fahrten wechselnden Bediirfnissen der Nutzer ange-
pafSt wird;

3. ,Gelegenheitsverkehr die Verkehrsdienste, die nicht
der Begriffsbestimmung des Linienverkehrs einschliefs-
lich der Sonderformen des Linienverkehrs entsprechen
und fiir die insbesondere kennzeichnend ist, daf§ auf
Initiative eines Auftraggebers oder des Verkehrsunter-
nehmers selbst vorab gebildete Fahrgastgruppen
befordert werden. Diese Dienste verlieren die Figen-
schaft des Gelegenheitsverkehrs auch dann nicht,
wenn sie mit einer gewissen Haufigkeit durchgefithrt
werden;

4. ,Fahrzeuge“ die Kraftfahrzeuge, die nach ihrer Bauart
und Ausstattung geeignet und dazu bestimmt sind,
mehr als neun Personen — einschlieflich des Fahrers
— zu befordern.

Artikel 3

Die Kabotagebeforderung ist fir folgende Verkehrsfor-
men zugelassen:

1. die Sonderformen des Linienverkehrs, sofern hierfir
ein Vertrag zwischen dem Veranstalter und dem Ver-
kehrsunternehmer besteht;

2. den Gelegenheitsverkehr;

den Linienverkehr, sofern dieser von einem im Auf-
nahmemitgliedstaat nicht ansissigen Verkehrsunter-
nehmer im Rahmen eines grenziiberschreitenden
Linienverkehrsdienstes entsprechend der Verordnung
(EWG) Nr. 684/92 des Rates durchgefuhrt wird.

W

Die Kabotagebeforderung darf nicht unabhingig von
diesem grenziberschreitenden Verkehrsdienst durch-
gefiihrt werden.

Stadt- und Vorortdienste sind vom Geltungsbereich
dieser Nummer ausgeschlossen. Der Ausdruck ,,Stadt-



30. 5. 97

Amtsblatt der Europdischen Gemeinschaften

Nr. C164/19

und Vorortverkehrsdienste“ bezeichnet Verkehrsdien-
ste, die die Verkehrsbediirfnisse sowohl in einem
Stadtgebiet oder einem Ballungsraum als auch zwi-
schen einem Stadtgebiet und seinem Umland befriedi-
gen.

Artikel 4

(1)  Vorbehaltlich der Anwendung der Gemeinschafts-
regelung unterliegt die Durchfithrung der Kabotagebefor-
derung nach Artikel 3 den Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften des Aufnahmemitgliedstaats in folgenden Berei-
chen:

a) fir den Beforderungsvertrag geltende Preise und
Bedingungen;

b) Fahrzeuggewichte und -abmessungen; diese Gewichte
und Abmessungen diirfen gegebenenfalls die im Nie-
derlassungsmitgliedstaat des Verkehrsunternechmers
geltenden Gewichte und Abmessungen, keinesfalls
aber die in der Konformititsbescheinigung vermerk-
ten technischen Normen iiberschreiten;

c) Vorschriften fiir die Beforderung bestimmter Perso-
nengruppen, und zwar Schiiler, Kinder und Korperbe-
hinderte;

d) Lenk- und Ruhezeiten;

e) Mehrwertsteuer (MWSt) auf die Beforderungsdienst-
leistungen. Dabei gelten fiir Leistungen gemafd Arti-
kel 1 dieser Verordnung die Bestimmungen des Arti-
kels 21 Absatz 1 Buchstabe a) der Richtlinie
77/1388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 iiber die
Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten uber die Umsatzsteuern — Gemeinsames
Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige
Bemessungsgrundlage (').

(2)  Fir die Durchfithrung der Kabotagebeforderung
bei den Diensten gemdfl Artikel 3 Nummer 3 gelten
vorbehaltlich der Anwendung gemeinschaftlicher Rechts-
vorschriften die Rechts- und Verwaltungsvorschriften des
Aufnahmemitgliedstaats uber die Erteilung der Genehmi-
gungen, die Ausschreibungsverfahren, die zu bedienenden
Verbindungen, die Regelmafigkeit, Bestindigkeit und
Haiufigkeit des Verkehrs sowie uber die Streckenfiih-
rung.

(3)  Fiir die bei der Kabotagebeforderung eingesetzten
Fahrzeuge gelten dieselben technischen Bau- und Ausri-
stungsnormen wie fiir die zum grenziberschreitenden
Verkehr zugelassenen Fahrzeuge.

(4)  Die in den Absitzen 1 und 2 genannten einzelstaat-
lichen Vorschriften werden von den Mitgliedstaaten auf
die nichtansissigen Verkehrsunternehmer unter denselben
Bedingungen wie gegeniiber ihren eigenen Staatsangehori-
gen angewandt, damit jede offenkundige oder versteckte
Diskriminierung aufgrund der Staatsangehorigkeit oder
des Niederlassungsorts tatsdchlich ausgeschlossen ist.

('Y ABL. Nr. L 145 vom 13. 6. 1977, S. 1. Richtlinie zuletzt
gedandert durch die Richtlinie 91/680/EWG (ABl. Nr. L 376
vom 31. 12. 1991, S. 1).

(5)  Wird festgestellt, dafl aufgrund der Erfahrungen
das Verzeichnis der in Absatz 1 genannten Bereiche, in
denen die Vorschriften des Aufnahmemitgliedstaats gel-
ten, zu dndern ist, so beschliefSt der Rat mit qualifizierter
Mehrheit auf Vorschlag der Kommission,

Artikel §

Die Gemeinschaftslizenz oder eine beglaubigte Abschrift
ist im Fahrzeug mitzufithren und den Kontrollberechtig-
ten auf Verlangen vorzuzeigen.

Artikel 6

(1)  Bei Kabotagebeforderung im Gelegenheitsverkehr
ist im Fahrzeug ein Kontrollpapier, das Fahrtenblatt,
mitzufthren, das den Kontrollberechtigten auf Verlangen
vorzuzeigen ist.

(2)  Das Fahrtenblatt, dessen Muster von der Kommis-
sion nach dem Verfahren des Artikels 8 festgelegt wird,
muf folgende Angaben enthalten:

a) Ausgangs- und Bestimmungsort des Verkehrsdien-
stes;

b) Zeitpunkt des Beginns und der Beendigung des Ver-
kehrsdienstes.

(3)  Die Fahrtenblatter werden in Heften ausgegeben,
die einen amtlichen Vermerk der zustindigen Behorde
oder Stelle des Niederlassungsmitgliedstaats tragen. Das
Muster des Fahrtenblatthefts wird von der Kommission
nach dem Verfahren des Artikels 8§ festgelegt.

(4)  Bei den Sonderformen des Linienverkehrs gilt der
Vertrag zwischen dem Verkehrsunternehmer und dem
Veranstalter des Verkehrsdienstes oder eine beglaubigte
Abschrift des Vertrags als Kontrollpapier.

Das Fahrtenblatt wird jedoch in Form einer monatlichen
Aufstellung ausgefiillt.

(5)  Die verwendeten Fahrtenblatter sind an die zustin-
dige Behorde oder Stelle des Niederlassungsmitgliedstaats
gemafl den von dieser festzulegenden Bedingungen
zurtickzusenden.

Artikel 7

(1) Die zustindige Behorde oder Stelle eines jeden
Mitgliedstaats Gbermittelt der Kommission nach jedem
Vierteljahr innerhalb einer Frist von drei Monaten, die
die Kommission im Fall des Artikels 9 auf einen Monat
verkiirzen kann, die Angaben iiber die in dem betreffen-
den Vierteljahr von den ansissigen Verkehrsunterneh-
mern als Sonderformen des Linienverkehrs oder als Gele-
genheitsverkehr durchgefithrten Kabotagefahrten.

Diese Mitteilung erfolgt mittels einer Ubersicht nach dem
Muster, das die Kommission nach dem Verfahren des
Artikels 8 festlegt.
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(2) Die zustindige Behorde des Aufnahmemitglied-
staats iibermittelt der Kommission einmal jadhrlich eine
statistische Ubersicht iiber die Zahl der Genehmigungen
fir Kabotagedienste, die als Linienverkehr nach Artikel 3
Nummer 3 durchgefihrt werden.

(3)  Die Kommission legt den Mitgliedstaaten umge-
hend zusammenfassende Ubersichten vor, die sie anhand
der ihr gemidfs Absatz 1 tibermittelten Angaben erstellt.

Artikel 8

Wird auf das Verfahren dieses Artikels verwiesen, so wird
die Kommission von dem beratenden Ausschuff nach
Artikel 10 unterstiitzt.

Der Vertreter der Kommission legt dem Ausschuf§ einen
Entwurf der zu treffenden Mafinahmen vor. Der Aus-
schuf$ gibt — gegebenenfalls nach Abstimmung — seine
Stellungnahme zu diesem Entwurf innerhalb einer Frist
ab, die der Vorsitzende unter Beriicksichtigung der Dring-
lichkeit der betreffenden Frage festlegen kann.

Die Stellungnahme wird in das Protokoll des Ausschusses
aufgenommen; dariiber hinaus hat jeder Mitgliedstaat das
Recht zu verlangen, daf§ sein Standpunkt im Protokoll
festgehalten wird.

Die Kommission beriicksichtigt soweit wie moglich die
Stellungnahme des Ausschusses. Sie unterrichtet den Aus-
schuf§ dariiber, inwieweit sie seine Stellungnahme beriick-
sichtigt hat.

Artikel 9

(1)  Im Fall einer ernsten Marktstorung im innerstaatli-
chen Verkehr innerhalb eines bestimmten geographischen
Gebiets, die auf die Kabotage zuriickzufithren ist oder
durch sie verschirft wird, kann sich jeder Mitgliedstaat
an die Kommission wenden, damit Schutzmafinahmen
getroffen werden; der Mitgliedstaat macht der Kommis-
sion dabei die erforderlichen Angaben und teilt ihr mit,
welche Mafinahmen er beziiglich der in seinem Hoheits-
gebiet ansissigen Verkehrsunternechmer zu treffen ge-

denkt.

(2)  Im Sinne des Absatzes 1 bezeichnet der Ausdruck

— ,ernste Marktstorung im innerstaatlichen Verkehr
innerhalb eines bestimmten geographischen Gebiets®
das Auftreten spezifischer Probleme auf diesem
Markt, die zu einem moglicherweise anhaltenden
deutlichen Angebotsiiberhang fiihren kénnen, der das
finanzielle Gleichgewicht und das Uberleben zahlrei-
cher Unternehmen im Personenkraftverkehr gefihrden
wiirde;

— ,geographisches Gebiet“ ein Gebiet, das das gesamte
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats oder einen Teil
davon umfaflt oder sich auf das gesamte Hoheitsge-
biet anderer Mitgliedstaaten oder auf einen Teil davon
erstreckt.

(3) Die Kommission priift den Fall und entscheidet
nach Anhorung des in Artikel 10 genannten beratenden
Ausschusses innerhalb eines Monats nach Eingang des
Antrags des Mitgliedstaats, ob Schutzmafinahmen erfor-
derlich sind, und ordnet diese gegebenenfalls an.

Die gemaf$ diesem Artikel getroffenen Maflnahmen blei-
ben hochstens sechs Monate in Kraft; ihre Geltungsdauer
kann einmal um héochstens sechs Monate verlangert wer-
den.

Die Kommission teilt den Mitgliedstaaten und dem Rat
die gemafl diesem Absatz getroffenen Entscheidungen
unverziiglich mit.

(4)  Beschlieft die Kommission SchutzmafSnahmen, die
einen oder mehrere Mitgliedstaaten betreffen, so sind die
zustindigen Behorden der betreffenden Mitgliedstaaten
gehalten, Maflnahmen gleicher Wirkung beziiglich der in
ihrem Hoheitsgebiet ansidssigen Verkehrsunternehmer zu
ergreifen; sie setzen die Kommission davon in Kenntnis.

Diese MafSnahmen werden spitestens ab demselben Tag
wie die von der Kommission beschlossenen Schutzmaf3-
nahmen angewandt.

(5)  Jeder Mitgliedstaat kann den Rat mit der Entschei-
dung der Kommission nach Absatz 3 befassen, und zwar
binnen 30 Tagen nach der Mitteilung dieser Entschei-
dung.

Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit innerhalb von
30 Tagen nach dem Zeitpunkt, zu dem er von einem
Mitgliedstaat befafSt wurde oder — bei Befassung durch
mehrere Mitgliedstaaten — ab dem Zeitpunkt der ersten
Befassung einen anderslautenden Beschlufd fassen.

Fiir den BeschlufS des Rates gelten die Giiltigkeitsbegren-
zungen nach Absatz 3 Unterabsatz 2.

Die zustindigen Behorden der betreffenden Mitgliedstaa-
ten sind gehalten, MafSnahmen gleicher Wirkung gegen-
iber den in ihrem Hoheitsgebiet ansassigen Verkehrsun-
ternehmern zu ergreifen; sie setzen die Kommission hier-
von in Kenntnis.

Beschlieft der Rat innerhalb der in Unterabsatz 2
genannten Frist nicht, so wird die Entscheidung der
Kommission endgiltig.

(6) Ist die Kommission der Auffassung, daf§ die Gel-
tungsdauer der nach Absatz 3 getroffenen Mafinahmen
verlingert werden mufs, so unterbreitet sie dem Rat einen
Vorschlag; der Rat beschlielt hieriiber mit qualifizierter
Mehrheit.

Artikel 10

(1)  Die Kommission wird von einem beratenden Aus-
schufS unterstiitzt, der sich aus Vertretern der Mitglied-
staaten zusammensetzt und in dem der Vertreter der
Kommission den Vorsitz fiihrt.
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Der Ausschufl, der nach den Verfahren des Artikels 8
tatig wird, unterstiitzt die Kommission bei der Erstellung
der Muster fiir die Fahrtenblitter, die Fahrtenblitterhefte
und die Ubersichten im Sinne der Artikel 6 und 7.

(2)  Aufgabe des Ausschusses ist aufSerdem die Bera-
tung der Kommission

— bei einem Antrag eines Mitgliedstaats gemafs Artikel 9
Absatz 1;

— bei den zur Behebung der ernsten Marktstorung
bestimmten MafSnahmen nach Artikel 9, insbesondere
hinsichtlich der praktischen Durchfithrung dieser
MafSnahmen.

(3)  Der Ausschufs gibt sich eine Geschiftsordnung.

Artikel 11

(1)  Die Mitgliedstaaten leisten einander Amtshilfe bei
der Anwendung dieser Verordnung.

(2)  Unbeschadet einer etwaigen strafrechtlichen Verfol-
gung kann der Aufnahmemitgliedstaat gegen einen nicht-
ansassigen Verkehrsunternehmer, der anlafllich einer
Kabotagebeférderung in seinem Hoheitsgebiet gegen diese
Verordnung oder gegen gemeinschaftliche oder einzel-
staatliche Verkehrsvorschriften verstofSen hat, Sanktionen
verhangen.

Diese Sanktionen werden unter Ausschlufl jeder Diskrimi-
nierung gemafs Absatz 3 verhingt.

{3) Die in Absatz 2 genannten Sanktionen koénnen
insbesondere in einer Verwarnung oder, bei schweren
oder wiederholten geringfugigen Verstoflen, in einem zeit-
weiligen Verbot von Kabotagebeférderungen in dem Auf-
nahmemitgliedstaat, in dem der Verstof§ begangen wurde,
bestehen.

Bei Vorlage einer gefilschten Gemeinschaftslizenz, einer
gefilschten Genehmigung oder einer gefilschten beglau-
bigten Abschrift wird diese sofort eingezogen und gege-
benenfalls baldmoglichst der zustindigen Behorde des
Niederlassungsmitgliedstaats des Verkehrsunternehmers
tibermittelt.

(4)  Die zustindigen Behorden des Aufnahmemitglied-
staats unterrichten die zustandigen Behorden des Nieder-
lassungsmitgliedstaats ber die festgestellten VerstofSe
und die gegen den Verkehrsunternehmer verhiangten
Sanktionen; bei schweren oder wiederholten geringfii-
gigen Verstoflen konnen sie bei dieser Unterrichtung die
Verhangung einer Sanktion beantragen.

Bei schweren oder wiederholten geringfiigigen Verstoflen
prifen die zustindigen Behorden des Niederlassungsmit-
gliedstaats, ob eine angemessene Sanktion gegen den
betreffenden Verkehrsunternehmer angewandt werden
sollte; sie beriicksichtigen dabei eine moglicherweise im

Aufnahmemitgliedstaat verhidngte Sanktion und vergewis-
sern sich, daf§ die gegen den betreffenden Verkehrsunter-
nehmer verhdngten Sanktionen insgesamt in einem ange-
messenen Verhaltnis zu dem Verstof§ oder den VerstofSen
stehen.

Die von den zustindigen Behorden des Niederlassungs-
mitgliedstaats nach Anhorung der zustindigen Behorden
des Aufnahmemitgliedstaats verhingte Sanktion kann
auch den Entzug der Genehmigung zur Ausiibung des
Berufs des Personenkraftverkehrsunternehmers umfassen.

Die zustindigen Behorden des Niederlassungsmitglied-
staats konnen ferner den betreffenden Verkehrsunterneh-
mer in Anwendung ihrer innerstaatlichen Rechtsvorschrif-
ten vor eine zustindige nationale Instanz laden.

Sie unterrichten die zustindigen Behorden des Aufnahme-
mitgliedstaats iiber die gemifs diesem Absatz getroffenen
Entscheidungen.

Artikel 12

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, daf§ die Verkehrsunter-
nehmer die Moglichkeit haben, Rechtsmittel gegen jede
gegen sie verhdngte verwaltungsrechtliche Sanktion einzu-
legen.

Artikel 13

Die Kommission erstattet dem Europiischen Parlament
und dem Rat spitestens am 31. Dezember 1999 Bericht
Uber die Anwendung dieser Verordnung, insbesondere
tiber die Auswirkungen der Kabotagebeférderung auf den
innerstaatlichen Verkehrsmarkt.

Artikel 14
Die Mitgliedstaaten erlassen rechtzeitig die erforderlichen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften zur Durchfithrung
dieser Verordnung. Sie teilen sie der Kommission mit.
Artikel 15
Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veroffent-
lichung im Amitsblatt der Europdischen Gemeinschaften
in Kraft.
Sie gilt ab ... (*).

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich
und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.

Geschehen zu . ..

Im Namen des Rates
Der Prdsident

(*) 18 Monate nach dem Tag des Inkrafttretens dieser Ver-
ordnung.
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BEGRUNDUNG DES RATES

I. EINLEITUNG

Die Kommission hat dem Rat am 15. Januar 1996 einen auf Artikel 75 des EG-Vertrags
gestutzten Vorschlag fir eine Verordnung uber die Bedingungen fir die Zulassung von
Verkehrsunternehmern zum Personenkraftverkehr innerhalb eines Mitgliedstaats, in dem sie
nicht ansissig sind, tibermittelt(!).

Das Europiische Parlament hat seine Stellungnahme am 28. November 1996 abgegeben (%);
der Wirtschafts- und Sozialausschuff hat am 25. September 1996 Stellung genommen (?).

Aufgrund der Stellungnahme des Europiischen Parlaments hat die Kommission dem Rat am
28. Februar 1997 einen geinderten Vorschlag(*) iibermittelt.

Der Rat hat am 14. April 1997 seinen gemeinsamen Standpunkt gemif$ Artikel 189¢ des
Vertrags festgelegt. :

1. ZWECK DES VORSCHLAGS

Der geinderte Vorschlag der Kommission zielt auf die Ersetzung und Anderung der
Verordnung (EWG) Nr. 2454/92 vom 23. Juli 1992 (°) ab, die der Gerichtshof in seinem
Urteil vom 1. Juni 1994 in der Rechtssache C-388/92 (Europdisches Parlament gegen
Rat) (®) fiir nichtig erkldrt hat.

Um den mit der Verordnung (EWG) Nr. 2454/92 angestrebten Liberalisierungsgrad nicht in
Frage zu stellen, hat der Gerichtshof entschieden, daf§ die Wirkungen der fir nichtig

~erklirten Verordnung aufrecht erhalten werden, ,bis der Rat nach Anhérung des Parla-
ments in diesem Bereich eine neue Regelung erlassen hat“.

In dem geinderten Vorschlag wird der Inhalt der fiir nichtig erkldrten Verordnung
weitgehend iibernommen, deren Anwendungsbereich aber auch ausgeweitet.

Er zielt namlich darauf ab, bestimmte in dieser Verordnung noch bestehende Beschrinkun-
gen fiir Sonderformen des Linienverkehrs aufzuheben, sowie unter bestimmten Bedingungen
die Kabotage fir bestimmte Liniendienste einzufithren. Die Kommission weist darauf hin,
daf3 sie auf diese Weise auf Kabotagedienste im Personenkraftverkehr den Grundsatz der
Dienstleistungsfreiheit anwenden mochte, der die Beseitigung jeglicher Beschrinkung gegen-
iiber dem Dienstleistungserbringer aufgrund seiner Staatsangehorigkeit oder des Umstands
bedeutet, dafl dieser in einem anderen Mitgliedstaat als dem ansissig ist, in dem die
Leistung erbracht werden soll.

Die Kommission, die sich dem gemeinsamen Standpunkt des Rates angeschlossen hat, hat
ihren Vorschlag entsprechend geidndert.

[II. ANALYSE DES GEMEINSAMEN STANDPUNKTS

Der gemeinsame Standpunkt des Rates sieht insbesondere folgendes vor:

a) in Artikel 3 Absatz 3 die Einfiihrung der Kabotage fir Liniendienste, die ein in dem
betreffenden Mitgliedstaat nicht ansidssiger Verkehrsunternehmer im Rahmen eines
grenziiberschreitenden Linienverkehrsdienstes durchfihrt, sowie den Ausschlufl der
Stadt- und Vorortdienste aus dem Geltungsbereich dieser Bestimmung;

1

(") ABL Nr. C 60 vom 29. 2. 1996, S. 10.

(3) ABL Nr. C 380 vom 16. 12. 1996, S. 35.

(*) ABL Nr. C 30 vom 30. 1. 1997, S. 40.

(*) ABL. Nr. C 124 vom 21. 4. 1997, S. 73.

(") Verordnung (EWG) Nr. 2454/92 des Rates vom 23. Juli 1992 zur Festlegung der Bedingungen fur die
Zulassung von Verkehrsunternechmern zum Personenverkehr mit Kraftomnibussen innerhalb eines
Mitgliedstaats, in dem sie nicht ansissig sind (ABI. Nr. L 251 vom 29. 8. 1992, S. 1).

(*) Slg. Teil I von 1994, S. 2081.
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b) in Artikel 4 Absatz 2 die Bestimmung, daff fiir die Kabotage-Verkehrsdienste gemifS
Artikel 3 Absatz 3 die Rechtsvorschriften des Aufnahmemitgliedstaats gelten;

c) in Artikel 10 Absatz 1 die Einsetzung eines beratenden Ausschusses, der die Kommission
nach dem Verfahren I des ,,Komitologie“-Beschlusses (Artikel 8) bei der Festlegung des
Musters des Fahrtenblatts (Artikel 6 Absatz 2), des Musters des Fahrtenblatthefts
(Artikel 6 Absatz 3) und des Musters der statistischen Ubersicht (Artikel 7 Absatz 1)
unterstiitzen soll.

Im achten Erwigungsgrund wird in dem gemeinsamen Standpunkt darauf hingewiesen, dafs
die Richtlinie 96/71/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember
1996 iiber die Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung von Dienstlei-
stungen (') fir den Fall gilt, daff die Verkehrsunternehmer Arbeitnehmer, mit denen ein
Arbeitsverhaltnis besteht, fiir die Erbringung von Sonderformen des Linienverkehrs von dem
Mitgliedstaat entsenden, in dem sie normalerweise arbeiten.

IV. ANDERUNGEN DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS

1. Vom Rat beriicksichtigte und von der Kommission iibernommene Anderungen des
Europiischen Parlaments

Der Rat hat folgende Anderungen des Europiischen Parlaments inhaltlich beriicksichtigt
oder auch im Wortlaut iibernommen:

— Anderung 1, die auf die Aufnahme eines neuen Erwigungsgrundes iiber die alimih-
liche Angleichung der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften in die Verordnung abzielt;
sie erscheint als 4. Erwigungsgrund des gemeinsamen Standpunkts;

— Anderung 14, die auf die Streichung des Artikels 4 des urspriinglichen Kommissions-
vorschlags abzielt, in dem die rechtliche Regelung fiir die Kabotagebeforderungen im
Rahmen eines grenziiberschreitenden Linienverkehrsdienstes im Sinne des Artikels 3
Absatz 3 des gemeinsamen Standpunkts vorgesehen ist. Diese Beforderungen unter-
liegen niamlich gemafS Artikel 4 Absatz 2 des gemeinsamen Standpunkts hinsichtlich
der Genehmigungen, der Ausschreibungsverfahren, der zu bedienenden Verbindun-
gen, der Regelmifigkeit, der Bestandigkeit, der Haufigkeit und der Streckenfithrung
den im Aufnahmemitgliedstaat geltenden Bestimmungen;

— den Teil der Anderung 16, der vorsicht, dafl die Kommission iiber die Durchfithrung
dieser Verordnung nicht nur dem Rat, sondern auch dem Europdischen Parlament
Bericht erstattet; diese Bestimmung wurde in Artikel 13 des gemeinsamen Stand-
punkts aufgenommen. '

2. Vom Rat nicht beriicksichtigte und von der Kommission nicht iibernommene Anderun-
gen des Europiischen Parlaments

Nichrt beriicksichtige wurden vom Rat folgende Anderungen:

— Anderungen 2 und 3, die die Aufnahme von zwei Erwigungsgriinden in die
Verordnung vorsehen, wobet mit dem einen die Gefahr vermieden werden sollte, daf§
fiinfzehn verschiedene einzelstaatliche Kabotageregelungen bestehen, und mit dem
anderen auf den Parallelismus zwischen der Liberalisierung und der schrittweisen
Harmonisierung im Personenkraftverkehr hingewiesen werden sollte.

Nach Auffassung des Rates sind diese Ziele bereits in anderen Erwigungsgriinden
und im verfiigenden Teil des gemeinsamen Standpunkts beriicksichtigt;

— Anderung 4, die auf die Aufnahme eines neuen Erwigungsgrundes betreffend die
Optimierung des Auslassungsgrades der Fahrzeuge in die Verordnung abzieit.

Der Rat ist der Auffassung, daf diese Anderung angesichts des Zwecks der
Verordnung gegenstandslos ist;

(') ABL Nr. L. 18 vom 21. 1. 1997, S. 1.
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— Anderung 5, die die Aufnahme eines Erwigungsgrundes in die Verordnung vorsieht,

wonach der Benutzer die freie Wahl des Verkehrstrigers haben soll, sofern eines der
Ziele der gemeinsamen Verkehrspolitik, namlich die Verringerung des Straflenver-
kehrsaufkommens, beachtet wird.

Der Rat weist darauf hin, dafd die Verringerung des Verkehrsautkommens bei der
Personenbeforderung mit Kraftomnibussen nicht zu den Zielen der gemeinsamen
Verkehrspolitik gehort;

Anderung 6, die auf die Aufnahme eines Erwigungsgrundes iiber die uneinge-
schrankte Zuginglichkeit von Linienbussen in die Verordnung abzielt.

Nach Auffassung des Rates handelt es sich hier um eine Frage, die im Rahmen
spezifischer Gemeinschaftsvorschriften zu regeln ist;

Anderung 7, die auf die Aufnahme eines Erwigungsgrundes in die Verordnung
abzielt, in dem auf die Absichten der Kommission hinsichtlich der Ausweitung des
Anwendungsbereiches der Verordnung hingewiesen wird.

Nach Auffassung des Rates ist es nicht angebracht, einen solchen Hinweis in die
Verordnung aufzunehmen;

die Anderungen 8 und 9, die auf die Aufnahme von zwei neuen Erwigungsgriinden
in die Verordnung abzielen; nach dem einen sollen dieselben Regeln fiir die
Kabotagedienstleistungen gelten, gleich ob die Dienstleistung von einem im Aufnah-
memitgliedstaat ansissigen Unternehmen oder von einem nicht ansissigen Unternch-
men erbracht wird, wihrend der andere die Harmonisierung der fir die Kabotageun-
ternehmen geltenden Regelungen betrifft.

Der Rat bemerkt, dafl diese Anderungen nicht mehr erforderlich sind, da sich der
gemeinsame Standpunkt darauf beschrinkt, die Kabotage fiir den Linienverkehr im
Rahmen von grenziiberschreitenden Linienverkehrsdiensten einzufithren, und da
solche Kabotagebeforderungen den innerstaatlichen Rechtsvorschriften des Aufnah-
memitgliedstaats unterliegen (sieche Artikel 4 Absatz 2 des gemeinsamen Stand-
punkts);

Anderung 10, die auf die Aufnahme eines neuen Erwigungsgrundes in die Verord-
nung abzielt, in dem empfohlen wird, daf} die Unternehmen, die Kabotagebeférde-
rungen durchfithren, einen Vertreter auf dem Gebiet des Aufnahmemitgliedstaats
haben bzw. benennen.

Nach -Auffassung des Rates ist diese Bestimmung mit der Dienstleistungsfreiheit
unvereinbar;

Anderung 11, die darauf abzielt, dafl in Artikel 1 prizisiert wird, daf der
Niederlassungsmitgliedstaat der Staat ist, in dem sich der Mittelpunkt der Tatigkeit
des Unternehmers oder dessen Unternehmenssitz befindet.

Nach Auffassung des Rates geniigt es, von dem Verkehrsunternehmer zur Erfilllung
dieser Bedingung fiir den Marktzugang zu verlangen, dafl er Inhaber der gemein-
schaftlichen Genehmigung gemifd Verordnung (EWG) Nr. 684/92 in ihrer geinder-
ten Fassung (die Anderungsverordnung wird im gleichen Amtsblatt wie die vorlie-
gende Verordnung veroffentlicht) ist;

Anderung 12, die auf die Erweiterung der in Artikel 2 Absatz 2 enthaltenen
Definition der ,Sonderformen des Linienverkehrs“ abzielt.

Der Rat weist darauf hin, daf§ diese Definition identisch ist mit der Definition in der
Verordnung (EWG) Nr. 684/92 in ihrer gednderten Fassung (siehe oben), denn es
empfiehlt sich, dafl die Begriffsbestimmungen fiir . die verschiedenen Formen der
Beférderung in Kraftomnibussen die gleichen sind wie die im Rahmen des internatio-
nalen Verkehrs verwendeten Definitionen;

der Teil der Anderung 13, der darauf abzielt, aus dem Anwendungsbereich der
Verordnung nicht nur Stadt- und Vorort-Liniendienste auszuschliefSen, wie es im
gemeinsamen Standpunkt vorgesehen ist, sondern auch Regionalverkehrsdienste bis
zur Harmonisierung der Anforderungen hinsichtlich der Konzessionen fir Verkehrs-
leistungen aufgrund gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen bei der Kabotage beim
Personenkraftverkehr.
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Der Rat ist der Auffassung, daf§ bei einem Ausschluff der Regionalverkehrsdienste
aus der Kabotage das mit der Verordnung angestrebte Ziel erheblich abgeschwicht
wiirde;

— der Teil der Anderung 13, der darauf abzielt, aus der Kabotage in Verbindung mit
bestimmten grenziberschreitenden Liniendiensten bestimmte geographische Gebiete
auszuschlieflen, die bereits von gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften erfaflc wer-
den.

Der Rat ist der Auffassung, daff diese Bestimmung zu restriktiv wire und das
Problem iibermafiger Kontrolle mit sich brachte;

— Anderung 15, nach der die Kommission nicht nur dem Rat, sondern auch dem
Europiischen Parlament simtliche statistischen Angaben iiber die Durchfithrung der
von dieser Verordnung erfafsten Kabotagebeforderungen zu ibermitteln hitte.

Der Rat weist darauf hin, daff der Bericht iiber die Anwendung dieser Verordnung,
den die Kommission gemafs Artikel 13 des gemeinsamen Standpunkts zu erstatten
hat, auf der Grundlage dieser statistischen Angaben erstellt werden wird;

— der Teil der Anderung 16, der auf die Aufnahme eines Absatzes in Artikel 13 abzielt,
wonach die Kommission dem Europiischen Parlament und dem Rat vor dem
31. Dezember 1996 einen Bericht tiber die Ergebnisse der Anwendung der vom
Gerichtshof fiir nichtig erklarten Verordnung und das Funktionieren der Liniendien-
ste in den Mitgliedstaaten zu erstatten hitte.

Der Rat ist unabhingig davon, daff der genannte Zeitpunkt bereits iiberschritten ist,
der Auffassung, daff die Vorlage eines solchen Berichts durch die-Kommission nicht
erforderlich ist;

— der Teil der Anderung 16, der darauf abzielt, dafl sich der Bericht der Kommission
gemifS Artikel 13 des gemeinsamen Standpunkts auch auf die ZweckmifSigkeit einer
Erweiterung des Anwendungsbereichs der Verordnung und die etwaige Vorlage eines
auf der Grundlage der Schlufffolgerungen des Berichts erstellten Vorschlags der
Kommission erstreckt.

Nach Auffassung des Rates wire es nicht zweckmifig, die Kommission um die
Vorlage eines solchen Vorschlags zu ersuchen, da der gemeinsame Standpunkt bereits
eine Ausweitung des Anwendungsbereichs der in diesem Bereich bisher angewandten
Gemeinschaftsregelung umfaft.
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GEMEINSAMER STANDPUNKT (EG) Nr. 23/97

vom Rat festgelegt am 14. April 1997

im Hinblick auf den Erlafi_.der Verordnung (EG) Nr. .../97 des Rates vom . .. iiber den Ausbau
der haushaltspolitischen Uberwachung und der Uberwachung und Koordinierung der Wirt-

schaftspolitiken

(97/C 164/03)

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag zur Grindung der Europdischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 103 Absatz 35,

auf Vorschlag der Kommission (!),

gemifl dem Verfahren des Artikels 189c des Vertrags(?),

in Erwiagung nachstehender Griinde:

(1)

[

Der Stabilitits- und Wachstumspakt beruht auf
dem Ziel einer gesunden offentlichen Finanziage als
Mittel zur Verbesserung der Voraussetzungen fiir
Preisstabilitit und ein solides, dauerhaftes Wachs-
tum, das der Schaffung von Arbeitsplitzen forder-
lich ist.

Der Stabilitdts- und Wachstumspakt besteht aus der
vorliegenden Verordnung mit dem Ziel des Ausbaus
der haushaltspolitischen Uberwachung und der
Uberwachung und Koordinierung der Wirtschafts-
politiken, der Verordnung (EG) Nr. ... des
Rates(*) mit dem Ziel einer Beschleunigung und
Kliarung des Verfahrens bei einem ibermifSigen
Defizit und der EntschlieBung des Europdischen
Rates vom 17. Juni 1997 uber den Stabilitats- und
Wachstumspakt (*), in der sich die Mitgliedstaaten,
der Rat und die Kommission auf feste politische
Vorgaben geeinigt haben, damit der Vertrag und
der Stabilitits- und Wachstumspakt strikt und frist-
gerecht umgesetzt werden konnen.

In der dritten Stufe der Wirtschafts- und Wahrungs-
union (WWU) besteht fur die Mitgliedstaaten nach
Artikel 104c¢ eine klare Verpflichtung aufgrund des
Vertrags zur Vermeidung tibermafiger offentlicher
Defizite. Nach Nummer 5 des dem Vertrag beige-
fiigten Protokolls Nr. 11 tber einige Bestimmungen
betreffend das Vereinigte Konigreich Grofbritan-
nien und Nordirland erst, wenn es in die dritte
Stufe eintritt. Die Verpflichtung nach Artikel 109e

') ABL. Nr. C 368 vom 6. 12. 1996, S. 9.
Stellungnahme des Europdischen Parlaments vom 28. No-

vember 1996 (ABl. Nr. C 380 vom 16. 12. 1996, S. 28),
gemeinsamer Standpunkt des Rates vom 14. April 1997 und

Beschluf$ des Europiischen Parlaments vom ...

(noch nicht

im Amtsblatt veroffentliche).
(}) Noch nicht im Amtsblatt veroffentliche.
(*) Noch nicht im Amtsblatc veroffentlicht.

Absatz 4, sich um eine Vermeidung ubermafSiger
offentlicher Defizite zu bemiihen, gilt fiir das Verei-
nigte Konigreich weiterhin.

Indem die Mitgliedstaaten an dem mittelfristigen
Ziel eines nahezu ausgeglichenen Haushalts oder
eines Haushaltsuberschusses festhalten, wozu sich
alle Mitgliedstaaten gemif8 der genannten Entschlie-
ung des Europaischen Rates iiber den Stabilitits-
und Wachstumspakt verpflichtet haben, kénnen sie
normale Konjunkturschwankungen bewiltigen und
zugleich bewirken, dafl das Defizit des offentlichen
Haushalts innerhalb des Referenzwerts von 3 % des
BIP gehalten wird.

Das Verfahren der multilateralen Uberwachung
nach Artikel 103 Absitze 3 und 4 sollte durch ein
Frihwarnsystem ergianzt werden, in dessen Rahmen
der Rat einen Mitgliedstaat frithzeitig darauf auf-
merksam macht, dafs die erforderlichen Mafinah-
men zur Korrektur des Haushalts ergriffen werden
miissen, damit kein iibermifiges offentliches Defizit
entsteht. Im Einklang mit der vorgenannten Ent-
schliefung des Europiischen Rates iiber den Stabili-
tats- und Wachstumspake haben sich alle Mitglied-
staaten verpflichtet, die ihres Erachtens erforderli-
chen Mafinahmen zur Korrektur des Haushalts zu
ergreifen, um die Ziele ihrer Stabilitits- und Kon-
vergenzprogramme zu erreichen, sobald ihnen
Informationen vorliegen, wonach erhebliche Abwei-
chungen von den mittelfristigen Haushaltszielen
bereits eingetreten oder zu erwarten sind.

Das Verfahren der multilateralen Uberwachung
nach Artikel 103 Absitze 3 und 4 sollte weiterhin
zur Beobachtung der ganzen Breite der wirtschafthi-
chen Entwicklung in den einzelnen Mitgliedstaaten
und in der Gemeinschaft insgesamt sowie der Ver-
einbarkeit der Wirtschaftspolitik mit den wirt-
schaftspolitischen” Grundziigen gemifs Artikel 103
Absatz 2 benutzt werden. Fur die Beobachtung
dieser Entwicklung ist die Vorlage von Informatio-
nen in Form von Stabilitidts- und Konvergenzpro-
grammen angezeigt.

An die wertvollen Erfahrungen aus den ersten bei-
den Stufen der Wirtschafts- und Wihrungsunion
mit Konvergenzprogrammen ist anzuknipfen.

Die Mitgliedstaaten, die die einheitliche Wihrung
einfithren, nachstehend ,teilnchmende Mitglied-
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staaten“ genannt, werden nach Artikel 109j einen
hohen Grad an dauerhafter Konvergenz und insbe-
sondere eine auf Dauer tragbare Finanzlage der
offentlichen Hand erreicht haben. Die Wahrung
einer gesunden Finanzlage in den genannten Mit-
gliedstaaten ist erforderlich, um die Preisstabilitit
zu férdern und die Bedingungen fiir anhaltendes
Wachstum von Produktion und Beschiftigung zu
verbessern. Es ist notwendig, dafl die teilnehmenden
Mitgliedstaaten mittelfristige Programme, nachste-
hend ,Stabilititsprogramme“ genannt, vorlegen.
Dariiber hinaus mussen die wichtigsten Angaben,
die derartige Programme zu enthalten haben, festge-
legt werden.

(9) Die Mitgliedstaaten, die die einheitliche Wihrung
nicht einfithren, nachstehend , nicht teilnehmende
Mitgliedstaaten“ genannt, sind weiterhin zu einer
Politik verpflichtet, die auf einen hohen Grad an
dauerhafter Konvergenz abzielt. Diese Mitgliedstaa-
ten miissen mittelfristige Programme, nachstehend
»Konvergenzprogramme* genannt, vorlegen. Die
wichtigsten Angaben, die derartige Konvergenz-
programme zu enthalten haben, mussen festgelegt
werden.

(10) Fiir die Wahrungen der nicht teilnehmenden Mit-
gliedstaaten, die dem neuen Wechselkursmechanis-
mus, nachstehend ,WKM2“ (') genannt, beitreten,
wird es einen Leitkurs gegeniiber dem Euro geben,
womit ein Bezugspunkt geschaffen wird, der beur-
teilen hilft, ob ihre Politiken angemessen sind. Die
Mitgliedstaaten, die sich auflerhalb des WKM2
befinden, werden nichtsdestoweniger, um eine ange-
messene Uberwachung im Rat zu erméglichen, ent-
sprechende Politiken in ihren stabilitatsorientierten
Konvergenzprogrammen vorlegen, damit Verzer-
rungen der realen Wechselkurse und tbermifige
Schwankungen der nominalen Wechselkurse ver-
mieden werden.

(11) Voraussetzung fiir auf Dauer stabile Wechselkurse
ist die anhaltende Konvergenz der wirtschaftlichen
Eckdaten.

(12) Fur die Vorlage von Stabilititsprogrammen und
Konvergenzprogrammen und deren aktualisierten
Fassungen muf$ ein Zeitplan festgesetzt werden.

(13) Im Interesse der Transparenz und einer wohlinfor-
mierten Offentlichkeit ist es erforderlich, dafl die
Mitgliedstaaten ihre Stabilitits- und Konvergenz-
programme ver6ffentlichen.

(14) Der Rat sollte bei der Priifung und Uberwachung
der Umsetzung der Stabilitits- und Konvergenz-
programme, vor allem ihrer mittelfristigen Haus-
haltsziele oder des zielorientierten Anpassungspfads,
auf dem diese Ziele erreicht werden sollen, die
jeweiligen konjunkturellen und strukturellen Merk-

(") Gemdfd der Entschliefung des Europdischen Rates vom
17. Juni 1997 iiber einen neuen Wechselkursmechanismus
(noch nicht im Amtsblatt veroffentlicht).

male der Wirtschaft eines jeden Mitgliedstaats
berticksichtigen.

(15) In diesem Zusammenhang sollte erheblichen Abwei-
chungen von den Haushaltszielen eines nahezu aus-
geglichenen Haushalts oder eines Uberschusses
besondere Aufmerksamkeit gelten. Damit ein
offentliches Defizit in einem Mitgliedstaat nicht
ubermafig wird, sollte der Rat frithzeitig eine War-
nung an diesen richten. Bei einem anhaltenden
~Abweichen vom vorgegebenen Haushaltsziel sollte
der Rat seine Empfehlung verschirfen und verof-
fentlichen. An nicht teilnehmende Mitgliedstaaten
kann der Rat Empfehlungen fir Mafinahmen zur
Umsetzung ihrer Konvergenzprogramme richten.

(16) Sowohl Konvergenz- als auch Stabilitatsprogramme
fihren zu der Erfillung der Voraussetzungen fiir
die wirtschaftliche Konvergenz nach Mafgabe des
Artikels 104c des Vertrags —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

ABSCHNITT 1

Zweck der Verordnung und Begriffsbestimmungen

Artikel 1

In dieser Verordnung werden die Regeln fiir den Inhalt,
die Vorlage und die Priiffung der Stabilititsprogramme
und Konvergenzprogramme und fiir die Beobachtung von
deren Umsetzung im Rahmen der multilateralen Uberwa-
chung des Rates festgelegt, um das Entstehen tubermafi-
ger offentlicher Defizite bereits in einem frithen Stadium
zu verhindern und die Uberwachung und Koordinierung
der Wirtschaftspolitik zu fordern.

Artikel 2

Im Sinne dieser Verordnung sind ,,teilnehmende Mitglied-
staaten“ diejenigen Mitgliedstaaten, die die einheitliche
Wihrung nach dem Vertrag einfihren, und ,nicht teil-
nehmende Mitgliedstaaten® diejenigen Mitgliedstaaten,
die die einheitliche Wihrung nicht eingefiihrt haben.

ABSCHNITT 2
Stabilitiatsprogramme: Eine wesentliche Grundlage fiir

dauerhaftes Wachstum und die Schaffung von
Arbeitsplitzen

Artikel 3

(1) Jeder teilnehmende Mitgliedstaat legt dem Rat und
der Kommission die zur regelmifligen multilateralen
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Uberwachung im Sinne von Artikel 103 des Vertrags
erforderlichen Angaben in Form eines ,Stabilitatspro-
gramms® vor, das eine wesentliche Grundlage fiir stabile
Preise und fiir ein solides, dauerhaftes und der Schaffung
von Arbeitsplitzen forderliches Wachstum bildet.

(2)  Stabilitatsprogramme liefern folgende Angaben:

a) das mittelfristige Ziel fur einen nahezu ausgeglichenen
Haushalt oder einen Uberschuff sowie den Anpas-
sungspfad in Richtung auf dieses Ziel fiir den Saldo
des offentlichen Haushalts und die voraussichtliche
Entwicklung der 6ffentlichen Schuldenquote;

b) die Hauptannahmen iiber die voraussichtliche wirt-
schaftliche Entwicklung und uber wichtige 6konomi-
sche Variablen, die fiir die Umsetzung des Stabilitats-
programms von Belang sind, wie reales Wachstum des
Bruttoinlandsprodukts (BIP), Beschiftigung und Infla-

tion;

¢) eine Darstellung der haushaltspolitischen und sonsti-
gen wirtschaftspolitischen Mafinahmen, die zur Errei-
chung der Programmziele unternommen und/oder
vorgeschlagen werden, sowie eine Bewertung der
quantitativen Haushaltswirkung der wichtigsten haus-
haltspolitischen Maflnahmen;

d) eine Untersuchung der Auswirkungen von Anderun-
gen bei den wichtigsten 6konomischen Annahmen auf
die Haushalts- und Verschuldenslage.

(3) Die Angaben iiber die Entwicklung der Uber-
schufs-/Defizitquote des offentlichen Haushalts und der
Schuldenquote sowie die wichtigsten 6konomischen
Annahmen im Sinne von Absatz 2 Buchstaben a) und b)
sind auf Jahresbasis zu erstellen und beziehen sich neben
dem laufenden Jahr und dem Vorjahr auf mindestens die
drei folgenden Jahre.

Artikel 4

(1) Stabilititsprogramme sind bis zum 1. Mirz 1999
vorzulegen. Danach sind alljahrlich aktualisierte Pro-
gramme vorzulegen. Ein Mitgliedstaat, der die einheitliche
Wihrung zu einem spiteren Zeitpunkt einfihrt, legt
innerhalb von sechs Monaten nach dem Beschluf des
Rates iiber seine Teilnahme an der einheitlichen Wihrung
ein Stabilititsprogramm vor.

(2)  Die Mitgliedstaaten veroffentlichen ihre Stabilitits-
programme und aktualisierten Programme.

Artikel §

(1)  Auf der Grundlage von Bewertungen durch die
Kommission und den Ausschuff nach Artikel 109c des
Vertrags priift der Rat im Rahmen der multilateralen
Uberwachung nach Artikel 103, ob das mittelfristige
Haushaltsziel des Stabilititsprogramms der Sicherheits-
marge entspricht, deren es zur Verhiitung eines tibermafSi-
gen Defizits bedarf, ob die 6konomischen Annahmen, auf

denen das Programm beruht, realistisch sind und ob die
laufenden und/oder geplanten Mafinahmen ausreichen,
um den angestrebten Anpassungspfad in Richtung auf das
mittelfristige Haushaltsziel sicherzustellen.

Der Rat priift ferner, ob die in dem Stabilitidtsprogramm
enthaltenen Angaben die engere Koordinierung der Wirt-
schaftspolitik erleichtern und ob die Wirtschaftspolitik
des betreffenden Mitgliedstaats mit den ,,Grundziigen der
Wirtschaftspolitik vereinbar ist.

(2)  Die Prufung eines Stabilititsprogramms durch den
Rat im Sinne von Absatz 1 erfolgt innerhalb von zwei
Monaten nach Vorlage des Programms. Der Rat gibt, auf
Empfehlung der Kommission und nach Anhérung des
Ausschusses nach Artikel 109¢, eine Stellungnahme zu
dem Stabilititsprogramm ab. Gelangt der Rat in Uberein-
stimmung mit Artikel 103 zu der Auffassung, daf§ die
Ziele und Inhalte eines Programms anspruchsvoller for-
muliert werden sollten, so richtet er in seiner Stellung-
nahme eine Empfehlung an den betreffenden Mitglied-
staat, das Programm anzupassen.

(3)  Aktualisierte Stabilititsprogramme werden von
dem Ausschufs nach Artikel 109¢ auf der Grundlage von
Bewertungen durch die Kommission gepriift; gegebenen-
falls konnen aktualisierte Programme auch vom Rat
gemafl dem Verfahren der Absitze 1 und 2 des vorliegen-
den Artikels gepriift werden.

Artikel 6

(1} Auf der Grundlage von Angaben der teilnehmen-
den Mitgliedstaaten sowie Bewertungen durch die Kom-
mission und den Ausschuff nach Artikel 109¢c des Ver-
trags verfolgt der Rat im Rahmen der multilateralen
Uberwachung gemif Artikel 103 Absatz 3 die Umsetzung
der Stabilitatsprogramme, insbesondere um zu ermitteln,
ob die Haushaltslage von dem im Stabilititsprogramm
vorgegebenen mittelfristigen Haushaltsziel oder von dem
entsprechenden Anpassungspfad erheblich abweicht oder
abzuweichen droht.

(2)  Stellt der Rat ein erhebliches Abweichen der Haus-
haltslage von dem mittelfristigen Haushaltsziel oder vom
entsprechenden Anpassungspfad fest, so richtet er als
frithzeitige Warnung vor dem Entstehen eines tibermafSi-
gen Defizits gemaf$ Artikel 103 Absatz 4 eine Empfehlung
an den betreffenden Mitgliedstaat, die notwendigen
Anpassungsmafinahmen zu ergreifen.

(3)  Gelangt der Rat aufgrund der Beobachtung der
weiteren Entwicklung der Haushaltslage zu der Auffas-
sung, dafl deren Abweichen von dem mittelfristigen
Haushaltsziel oder vom entsprechenden Anpassungspfad
anhilt oder sich verstiarkt, so richtet er gemifl Arti-
kel 103 Absatz 4 eine Empfehlung an den betreffenden
Mitgliedstaat, umgehend KorrekturmafSnahmen zu ergrei-
fen, wobei er seine Empfehlung gemiff jenem Artikel
verdffentlichen kann.
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ABSCHNITT 3

Konvergenzprogramme: Eine wesentliche Grundlage fiir
dauerhaftes Wachstum und die Schaffung von
Arbeitsplitzen

Artikel 7

(1) Jeder nicht teilnehmende Mitgliedstaat legt Rat
und Kommission die zur regelmifiigen multilateralen
Uberwachung im Sinne von Artikel 103 des Vertrags
erforderlichen Angaben in Form eines ,Konvergenzpro-
gramms*“ vor, das eine wesentliche Grundlage fiir stabile
Preise und fiir ein solides, dauerhaftes und der Schaffung
von Arbeitsplitzen forderliches Wachstum bildet.

(2)  Konvergenzprogramme liefern folgende Angaben,
insbesondere zu den im Zusammenhang mit den Konver-
genzkriterien stehenden Variablen:

a) das mittelfristige Ziel fiir einen nahezu ausgeglichenen
Haushalt oder einen Uberschuff sowie den Anpas-
sungspfad in Richtung auf dieses Ziel fiir den Saldo
des offentlichen Haushalts; die voraussichtliche Ent-
wicklung der offentlichen Schuldenquote; das mittel-
fristige geldpolitische Ziel; die Beziehung dieser Ziele
zur Preis- und zur Wechselkursstabilitit;

b) die Hauptannahmen iiber die voraussichtliche wirt-
schaftliche Entwicklung und iiber wichtige 6konomi-
sche Variablen, die fiir die Umsetzung des Konver-
genzprogramms von Belang sind, wie reales BIP-
Wachstum, Beschiftigung und Inflation;

¢) eine Darstellung der haushaltspolitischen und sonsti-
gen wirtschaftspolitischen Mafinahmen, die zur Errei-
chung der Programmziele unternommen und/oder
vorgeschlagen werden, sowie eine Bewertung der
quantitativen Haushaltswirkung der wichtigsten haus-
haltspolitischen Maffnahmen;

d) eine Untersuchung der Auswirkungen von Anderun-
gen bei den wichtigsten 6konomischen Annahmen auf
die Haushalts- und Verschuldenslage.

(3) Die Angaben iiber die Entwicklung der Uber-
schuf$-/Defizitquote des offentlichen Haushalts und der
Schuldenquote sowie die wichtigsten o6konomischen
Annahmen im Sinne von Absatz 2 Buchstaben a) und b)
sind auf Jahresbasis zu erstellen und beziehen sich neben
dem laufenden Jahr und dem Vorjahr auf mindestens die
drei folgenden Jahre.

Artikel 8

(1)  Konvergenzprogramme sind bis zum 1. Mirz 1999
vorzulegen. Danach sind alljahrlich aktualisierte Pro-
gramme vorzulegen.

(2) Die Mitgliedstaaten veroffentlichen ihre Konver-
genzprogramme und aktualisierten Programme.
Artikel 9

(1)  Auf der Grundlage von Bewertungen durch die
Kommission und den Ausschuf§ nach Artikel 109¢ des

Vertrags priuft der Rat im Rahmen der multilateralen
Uberwachung nach Artikel 103, ob das mittelfristige
Haushaltsziel der Sicherheitsmarge entspricht, deren es
zur Verhiitung eines ibermifligen Defizits bedarf, ob die
okonomischen Annahmen, auf denen das Programm
beruht, realistisch sind und ob die laufenden und geplan-
ten Maffnahmen ausreichen, um den angestrebten Anpas-
sungspfad in Richtung auf das mittelfristige Haushaltsziel
sicherzustellen und anhaltende Konvergenz zu erreichen.

Der Rat priift ferner, ob die in dem Konvergenzpro-
gramm enthaltenen Angaben die engere Koordinierung
der Wirtschaftspolitik erleichtern und ob die Wirtschafts-
politik des betreffenden Mitgliedstaats mit den ,,Grund-
ziigen der Wirtschaftspolitik“ vereinbar ist.

{2)  Die Priffung eines Konvergenzprogramms durch
den Rat im Sinne von Absatz 1 erfolgt innerhalb von
zwei Monaten nach Vorlage des Programms. Der Rat
gibt auf Empfehlung der Kommission und nach Anho-
rung des Ausschusses nach Artikel 109¢ eine Stellung-
nahme zu dem Konvergenzprogramm ab. Gelangt der Rat
in Ubereinstimmung mit Artikel 103 zu der Auffassung,
dafs die Ziele und Inhalte eines Programms anspruchsvol-
ler formuliert werden sollten, so richtet er in seiner
Stellungnahme eine Empfehlung an den betreffenden Mit-
gliedstaat, das Programm anzupassen.

(3)  Aktualisierte Konvergenzprogramme werden von
dem Ausschuf§ nach Artikel 109¢ auf der Grundlage von
Bewertungen durch die Kommission gepriift; gegebenen-
falls konnen aktualisierte Programme auch vom Rat
gemafl dem Verfahren der Absitze 1 und 2 des vorliegen-
den Artikels gepriift werden.

Artikel 10

(1)  Auf der Grundlage von Angaben der nicht teilneh-
menden Mitgliedstaaten gemafd Artikel 7 Absatz 2 Buch-
stabe a) dieser Verordnung sowie Bewertung durch die
Kommission und den Ausschuf nach Artikel 109¢ des
Vertrags verfolgt der Rat im Rahmen der multilateralen
Uberwachung gemif3 Artikel 103 Absatz 3 die Umsetzung
der Konvergenzprogramme, insbesondere um zu ermit-
teln, ob die Haushaltslage von dem im Konvergenzpro-
gramm vorgegebenen mittelfristigen Haushaltsziel oder
von dem entsprechenden Anpassungspfad erheblich
abweicht oder abzuweichen droht.

Auflerdem beobachtet der Rat die Wirtschaftspolitik der
nicht teilnehmenden Staaten unter Beruicksichtigung der
im Konvergenzprogramm vorgegebenen Ziele, um zu
gewihrleisten, daf§ diese Politik auf Stabilitit und folglich
auf die Vermeidung von Verzerrungen der realen Wech-
selkurse und von tibermifSigen Schwankungen der nomi-
nalen Wechselkurse abzielt.

(2)  Stellt der Rat ein erhebliches Abweichen der Haus-
haltslage von dem mittelfristigen Haushaltsziel oder vom
entsprechenden Anpassungspfad fest, so richtet er als
frithzeitige Warnung vor dem Entstehen eines tibermifii-
gen Defizits gemafd Artikel 103 Absatz 4 eine Empfehlung
an den betreffenden Mitgliedstaat, die notwendigen
Anpassungsmafinahmen zu ergreifen.
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(3)  Gelangt der Rat aufgrund der Beobachtung der
weiteren Entwicklung der Haushaltslage zu der Auffas-
sung, dafl deren Abweichen von dem mittelfristigen
Haushaltsziel oder vom entsprechenden Anpassungspfad
anhidlt oder sich verstiarkt, so richtet er gemifs Arti-
kel 103 Absatz 4 eine Empfehlung an den betreffenden
Mitgliedstaat, umgehend KorrekturmafSnahmen zu ergrei-
fen, wobei er seine Empfehlung gemifl jenem Artikel
veroffentlichen kann.

ABSCHNITT 4

Gemeinsame Bestimmungen

Artikel 11

Im Rahmen der multilateralen Uberwachung nach dieser
Verordnung nimmt der Rat die Gesamtbewertung nach
Artikel 103 Absatz 3 des Vertrags vor.

Artikel 12
Gemifs Artikel 103 Absatz 4. Unterabsatz 2 des Vertrags
nehmen der Prisident des Rates und die Kommission die
Ergebnisse der nach dieser Verordnung durchgefiihrten
multilateralen Uberwachung in ihre Berichte an das Euro-
paische Parlament auf.

Artikel 13

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1998 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich
und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.

Geschehen zu . ..

Im Namen des Rates

Der Prasident
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BEGRUNDUNG DES RATES

I. EINLEITUNG

1. Am 18. Oktober 1996 hat die Kommission dem Rat den vorgenannten Vorschlag fiir
eine Verordnung ubermittelt, der sich auf Artikel 103 Absatz 5 des EG-Vertrags
stutzt.

2. Das Europdische Parlament hat am 28. November 1996 in erster Lesung eine Stellung-
nahme abgegeben.

Am 20. Mirz 1997 hat die Kommission einen geinderten Vorschlag nach Artikel 189a
Absatz 2 des Vertrags vorgelegt. Dieser gednderte Vorschlag beriicksichtigt die Stellung-
nahme des Europidischen Parlaments und die darin vorgeschlagenen Anderungen, die
Schluffolgerungen des Europdischen Rates von Dublin und die Ergebnisse der Beratun-
gen der WWU-Arbeitsgruppe des Rates iiber den urspriinglichen Vorschlag.

3. Am 14. April 1997 legte der Rat seinen gemeinsamen Standpunkt nach Artikel 189a des
Vertrags fest.

II. ZIELSETZUNG

Der genannte Verordnungsvorschlag zielt darauf ab, ein Frithwarnsystem einzufiithren, mit
dem friihzeitig erhebliche Abweichungen von den mittelfristigen Haushaltszielen eines sehr
geringen Defizits oder eines Uberschusses, zu denen sich alle Mitgliedstaaten bekannt haben,
festgestellt werden konnen. Dieses Frithwarnsystem wird die Mitgliedstaaten dazu anspor-
nen, unverziglich die erforderlichen Haushaltskorrekturmafinahmen zu ergreifen, sobald
ihnen Informationen vorliegen, wonach die Haushaltslage von dem mittelfristigen Haus-
haltsziel bzw. dem Anpassungspfad in Richtung auf dieses Ziel in erheblichem Mafle
abweicht, damit ein ubermafSiges allgemeines offentliches Defizit verhindert wird.

Zu diesem Zweck skizziert der Rat in seinem gemeinsamen Standpunkt vor allem den
Inhalt, den Zeitplan und die Veroffentlichungsbedingungen fur

— Stabilititsprogramme, die von den Mitgliedstaaten vorzulegen sind, welche die einheitli-
che Wihrung einfiihren,

— Konvergenzprogramme, die von Mitgliedstaaten vorzulegen sind, welche die einheitliche
Wihrung nicht einfiihren.

Stabilitits- und Konvergenzprogramme sind als Grundlage fir Preisstabilitit und kriftiges
dauerhaftes Wirtschaftswachstum im Hinblick auf die Schaffung von Arbeitsplitzen von
wesentlicher Bedeutung. Der gemeinsame Standpunkt beruht auf den Erfahrungen, die
wihrend der beiden ersten Stufen der Wirtschafts- und Wahrungsunion (WWU) mit
Konvergenzprogrammen gesammelt worden sind. In der Stufe drei der WWU besteht fir die
Mitgliedstaaten eine eindeutige vertragliche Verpflichtung, Ubermifiige allgemeine offentli-
che Defizite zu vermeiden (').

Die Verfolgung des Ziels einer gesunden Finanzlage mit einem sehr geringen Defizit oder
einem Uberschuff wird es den Mitgliedstaaten erméglichen, mit normalen zyklischen
Schwankungen fertigzuwerden, dabei aber das o6ffentliche Defizit innerhalb einer Spanne
von 3% des BIP-Referenzwerts zu halten. Aus diesem Grund missen sowohl die Stabilitats-
als auch die Konvergenzprogramme vor allem Einzelheiten iber das mittelfristige Haushalts-
ziel und den Anpassungspfad in Richtung auf dieses Ziel, einschliefflich der voraussicht-
lichen Entwicklung der allgemeinen Staatsschuldenquote, iber die wichtigsten zugrundelie-
genden wirtschaftspolitischen Annahmen sowie iiber zur Erreichung dieses Ziels getroffene
oder beabsichtigte haushaltspolitische und sonstige wirtschaftspolitische MafSnahmen

('} Nach Nummer 5 des Protokolls Nr. 11 gilt diese Verpflichtung nicht fiir das Vereinigte Konigreich,
sofern es nicht zur dritten Stufe Gbergeht; die Verpflichtung nach Artikel 109e Absatz 4, ubermaiflige
Defizite zu vermeiden, gilt weiterhin fiir das Vereinigte Kénigreich.
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umfassen, und sie miissen eine Analyse dariiber enthalten, wie Anderungen in den
wichtigsten wirtschaftspolitischen Annahmen die Haushaltslage und den Schuldenstand
beeinflussen wiirden.

Auflerdem miissen die Konvergenzprogramme Angaben tiber die mittelfristigen wahrungs-
politischen Ziele und ihre Beziehung zur Preis- und Wechselkursstabilitit enthalten.

So wird ein umfassender Bestand von Regeln fiir eine effiziente Uberwachung der
Haushaltslage der Mitgliedstaaten durch den Rat und die Kommission geschaffen, und es
wird ein geeignetes Fruhwarnsystem eingefiihrt.

ANALYSE DES GEMEINSAMEN STANDPUNKTS

Der gemeinsame Standpunkt des Rates beriicksichtigt — wenn nicht wortwortlich, dann
doch zumindest inhaltlich — eine Reihe vom Europdischen Parlament in seiner Stellung-
nahme vorgeschlagener wichtiger Anderungen, von denen die meisten auch in dem gednder-
ten Kommissionsvorschlag enthalten sind:

— In Artikel 1 des gemeinsamen Standpunkts wird der Zweck dieser Verordnung gemif3
der vom Europdischen Parlament in seiner Stellungnahme vorgeschlagenen Anderung 18
festgelegt.

— Nach der Anderung 21 miissen die Stabilitits- und Konvergenzprogramme eine Bewer-
tung der quantitativen Auswirkungen der Haushaltsmaffnahmen umfassen, die getroffen
worden sind, um die Ziele der Stabilitits- und Konvergenzprogramme zu erreichen
(siche Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe c) und Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe ¢) des
gemeinsamen Standpunkts).

— Im ersten Erwagungsgrund des gemeinsamen Standpunkts heifSt es, dafl der Stabilitits-
und Wachstumspakt auf dem Ziel einer gesunden offentlichen Finanzlage als Mittel zur
Verbesserung der Voraussetzung fiir Preisstabilitit und ein solides, dauerhaftes Wachs-
tum beruht, das der Schaffung von Arbeitsplatzen forderlich ist. Damit wird — wenn
auch weniger ausfithrlich — den wesentlichen Anliegen des Europiischen Parlaments
Rechnung getragen, die in den Anderungen 1 und 59 zum Ausdruck kommen. In
demselben Sinne werden in den Untertiteln der Abschnitte 2 und 3 des gemeinsamen
Standpunkts die Stabilitdts- und Konvergenzprogramme als eine wesentliche Grundlage
fur dauerhaftes Wachstum und die Schaffung von Arbeitspldtzen charakteristert.

— Artikel 11 sieht vor, daff der Rat die wirtschaftlichen Entwicklungen in der Gemein-
schaft bewertet, wie sie sich aus den Stabilitits- und Konvergenzprogrammen ergeben.
Dieser Artikel spiegelt in anderer Formulierung den Inhalt der Anderung 31 und zugleich
den Artikel 103 Absatz 3 des Vertrags wider.

Der Rat war hingegen nicht bereit, in seinen gemeinsamen Standpunkt andere vom
Europiischen Parlament vorgeschlagene Anderungen aufzunehmen,

— well sie dazu fuhren wiirden, dafl der Anwendungsbereich der Verordnung iiber ihren
speziellen Zweck und ihre spezielle Rechtsgrundlage hinaus ausgedehnt wiirde (z. B.
insbesondere Anderungen 16, 17 und 22, die sich auf die Beibehaltung des Kohisions-
fonds beziehen, Anderungen 11 und 32, die die Finanzhilfe der Gemeinschaft betreffen,
oder Anderungen 10 und 63, in denen auf andere Vertragsziele als die fiir diese
spezifische Verordnung relevanten Vertragsziele Bezug genommen wird);

— weil sie mit den Verfahrensvorschriften des Vertrags insoweit unvereinbar sein konnten,
als sie dahin tendieren, die den Organen durch den Vertrag zugewiesenen Zustiandigkei-
ten zu 4ndern (z. B. Anderung 70 iiber die Revisionsklausel und Anderungen 26, 29 und
30 iiber die vorherige Unterrichtung des Europiischen Parlaments jedesmal, wenn der
Rat beabsichtigt, einen Mitgliedstaat zu ersuchen, seine Stabilitits- und Konvergenz-
programme gemafs Artikel 5 Absatz 2 und Artikel 9 Absatz 2 der Verordnung anzu-
passen);

— weil sie das empfindliche Gleichgewicht bei der umfassenden Bewertung der Stabilitats-
und Konvergenzprogramme zerstoren wurden, indem sie spezifischen Konzepten der
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Wirtschaftsanalyse zu grofles Gewicht beimessen (z. B. Anfierungen 4, 66, 67 und 68,
die sich speziell auf staatliche Investitionen beziehen, oder Anderung 62, die speziell die
zyklische Neutralitat betrifft).

Gegeniiber dem gednderten Kommissionsvorschlag enthilt der gemeinsame Standpunkt des
Rates zusitzlich zu geringfiigigen redaktionellen Anderungen, insbesondere in den Erwi-
gungsgriinden, vor allem folgende Anderungen:

— Als Frist fur die Vorlage der Stabilitats- und Konvergenzprogramme wird das Datum des
1. Mirz 1999 (statt des 1. Januar 1999) eingefithrt (sieche Artikel 4 Absatz 1 und
Artikel 8 Absatz 1 des gemeinsamen Standpunkts); damit erhalten die Mitgliedstaaten
mehr Zeit, um die Vorlage ihrer Programme vorzubereiten.

— Es wird hinzugefiigt, daf§ die Stabilitits- und Konvergenzprogramme eine wesentliche
Grundlage fur Preisstabilitit und ein solides, dauerhaftes Wachstum sind, das der
Schaffung von Arbeitsplitzen forderlich ist.

— Gestrichen wird die von der Kommission in ihrem geinderten Vorschlag (Artikel 3
Absatz 2 Buchstabe e) und Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe €)) vorgeschlagene Bestimmung,
wonach die Mitgliedstaaten in ihre Stabilitits- und Konvergenzprogramme Angaben
tiber ihre Verpflichtung aufnehmen miissen, die erforderlichen zusitzlichen Maffnahmen
zu treffen, um Abweichungen von dem mittelfristigen Haushaltsziel zu verhindern; diese
Verpflichtung wird in der Entschliefung des Europaischen Rates tiber den Stabilitits-
und Wachstumspakt zum Ausdruck gebracht werden.

— Es wird ausgefihrt, daf der Rat die Wirtschaftspolitik der nicht teilnehmenden Staaten
unter BerlUcksichtigung ihrer im Konvergenzprogramm vorgegebenen Ziele beobachtet,
um vor allem zu gewihrleisten, dafl diese Politik auf Stabilitit und folglich auf die
Vermeidung von Verzerrungen der realen Wechselkurse und von iibermafigen Schwan-
kungen der nominalen Wechselkurse abzielt (siche Artikel 10 Absatz 1 und die auf sie
bezogenen Erwigungsgriinde 10 und 11 des gemeinsamen Standpunkts).

IV. SCHLUSSFOLGERUNG

Der Rat ist der Auffassung, dafl

— sein gemeinsamer Standpunkt in vollem Umfang der vom Europiischen Rat in Dublin
aufgestellten Forderung entspricht, eine besondere Verordnung iiber die verstirkte
Uberwachung der Haushaltslage der Mitgliedstaaten durch ein angemessenes Frithwarn-
system als Bestandteil des Stabilitidts- und Wachstumspakts vorzubereiten,

— der gemeinsame Standpunkt der Stellungnahme des Europiischen Parlaments Rechnung
trigt und eine Reihe in dieser Stellungnahme vorgeschlagener wichtiger spezifischer
Anderungen einbezieht,

— die in seinem gemeinsamen Standpunkt enthaltenen Anderungen gegeniiber dem gein-
derten Kommissionsvorschlag nicht substantieller Art sind und die Auslegung und
Umsetzung dieser Verordnung erleichtern werden.




	GEMEINSAMER STANDPUNKT (EG) Nr. 21/97 vom Rat festgelegt am 14. April 1997 im Hinblick auf den Erlaß der Verordnung (EG) Nr. .../97 des Rates vom ... zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 684/92 zur Einführung gemeinsamer Regeln für den grenzüberschreitenden Personenverkehr mit Kraftomnibussen
	GEMEINSAMER STANDPUNKT (EG) Nr. 22/97 vom Rat festgelegt am 14. April 1997 im Hinblick auf den Erlaß der Verordnung (EG) Nr. .../97 des Rates vom ... über die Bedingungen für die Zulassung von Verkehrsunternehmern zum Personenkraftverkehr innerhalb eines Mitgliedstaats, in dem sie nicht ansässig sind
	GEMEINSAMER STANDPUNKT (EG) Nr. 23/97 vom Rat festgelegt am 14. April 1997 im Hinblick auf den Erlaß der Verordnung (EG) Nr. .../97 des Rates vom ... über den Ausbau der haushaltspolitischen Überwachung und der Überwachung und Koordinierung der Wirtschaftspolitiken

